
achtund dreißigsten Sitzung des train. Landtages zn
Laibach

am 29. März 1863.

A n w e s e n d e : V o r s i t z e n d e r :  v. W u r z b a c h ,  Landeshauptmanns-Stellvertreter von Kram. —  Regierungs- 
Commissär: Landcörath R o t h .  —  Sämmtliche Mitglieder m it Ausnahme des Herrn Landeshauptmanns Frei
herrn v. C o d e l l i ,  des Herrn Fürstbischofs D r. W i d m  e r ;  dann der Herren Abg. A m  drosch,  Baron 
A p f a l t r e r n ,  G ra f Ant. A u e r s p e r g ,  K o s l e r ,  Locker ,  Dr .  Recher .  Baron M ich. Z o i S .  —  S chrift
führer : V i l h a r .

Tagesordnung: 1 . Lesung des Sitzungs - Protokolles vom 28. M ärz 1863. — 2. V ortrag  in  B etre ff eines allgemeinen Gesetzes 
über die Anlegung neuer Grundbücher. —  3. V ortrag  bezüglich der Förderung der Operation des Grundlasten-Ablösungs-Geschäftes.

—  4. V ortrag  die Revision des Heeres-Ergänzungs-Gesetzes betreffend.

Lkginil der Sitzung 10 Uhr 27 Minuten Vormittag.

Landeshauptmanns - Stellvertreter v. W n r z b a c h :  Ich 
constatire die Beschlußfähigkeit der M itglieder des h. H an
fes und eröffne die Sitzung. Ich ersuche den Herrn 
Schriftführer die Lesung des gestrigen Protokolls zu 
beginnen. (Schriftführer V ilh a r lieSt dasselbe. —  Nach 
der Verlesung.) W ird  gegen die Fassung dcS Protokolls 
etwas erinnert? (Nach einer Pause.) Wenn nicht, so 
erkläre ich es für genehmigt.

W ir  kommen nun zum ersten Gegenstände der T a 
gesordnung, betreffend den Bericht wegen Vorberathung 
der Regierungsvorlage in Betreff eines allgemeinen Ge
setzes über die Anlegung neuer Grundbücher und Ver
besserung der bereits vorhandenen öffentlichen Bücher sammt 
einer neuen Grnudbnchsorduuug.

Ich ertheile dem Herrn Berichterstatter daö W ort.
Berichterstatter B  r o l i ch: (Liest.)

„Hoher Landtag!
I n  der 17. Sitzung am 19. Februar d. I .  hat der 

H err Landeshauptmann eine von S r. Excellenz dem Herrn 
S tatthalter erhaltene Zuschrift vom 18. v. M ., Z . 304/P . 
dem h. Landtage mitgetheilt, worin es unter andern 
wörtlich heißt:

„ Ic h  habe die Ehre Euer Hochwohlgeboren an
ruhend auf Grund des §. 19 Absatz 2 der Laudeöord- 
nnng den mit Erlaß des h. k. k. Staatsministeriums 
vom 16. d. M ., Z . 1302 herabgelaugten E n tw urf eines 
allgemeinen Gesetzes, betreffend die Anlegung neuer Grund
bücher und Verbesserung der bereits vorhandenen öffent
lichen Bücher sammt dem Entwürfe der Grundbuchs- 
vrdnnng mit dem Ersuchen mitzutheilen, denselben dem

Landtage jedoch l e d i g l i c h  zur Erstattung der Aeußerung, 
ob und welche Anstände mit Rücksicht auf eigenthümliche 
Verhältnisse des Landes einzelnen Bestimmungen des Ge
setzes entgegen stehen, zn übergeben".

Nach Vertheilung dieser Vorlage unter die Herren 
Landtagsabgeordueten wurde zu deren Vorberathung in 
der 18. Sitzung aus der M itte  des h. HauscS ein aus 
7 Mitgliedern bestehender Ausschuß gewählt.

Der Ausschuß hat in seiner 1. Sitzung sich vor 
Allem die Frage gestellt, ob die Vorberathung dieser Re
gierungsvorlage sich auf die von der Regierung abgefor
derte Aeußerung zu beschränken, oder ob auch in eine 
weitere Prüfung dcS Gesetzes und der Grnndbuchsord- 
uung eingegangen werden und die Berichterstattung hier
über in einem ausgedehnteren Umfange erfolgen sollte.

Nach reiflicher Erwägung und Erörterung dieser 
Frage hat der Ausschuß einhellig beschlossen, die Aeuße
rung in der obigen von der h. Regierung angedeuteten 
Beschränkung zu erstatten, und sohin auch die Vorbera- 
thnng vorzüglich auf jene Momente zu beschränken, welche 
erforderlich sind, um den Anforderungen des h. k. k. 
Staatsministeriums zu entsprechen.

Hiebei ging der Ausschuß von der Betrachtung aus, 
daß das zu erlassende Gesetz sammt der Gruudbuchsord- 
nnug in den Wirkungskreis des Reichsrathes gehöre und 
daselbst erst zur Berathung und Beschlußfassung kommen 
werde, zu dem aber noch, daß der h. Landtag nur eine 
bestimmte Aeußerung nach dem §. 19 Abs. 2 der Landes
ordnung zu erstatten habe, und ein umfangreicheres G u t
achten nicht zweckdienlich erscheinen dürfte".
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Ich  erlaube m ir nur aus den §. 19 A r t. 2, welcher 
vom hohen S taatsm inisterium  und auch von der Landes
regierung hier angedeutet w urde, au f welchen daö G u t
achten des Landtages beschränkt werden sollte, aufmerksam 
zu machen, der §. 19 sagt im  E ingänge, „der Landtag 
ist berufen", und unter A r t .  2 ,  „Vorschläge abzugeben 
über alle Gegenstände, worüber er von der Regierung zu 
Rathe gezogen w irb " :  Ich  w i l l  daher nu r daö andeuten, 
daß die Aeußerung, welche der h. Landtag zu erstatten 
hat, sich lediglich darauf bezieht, ob und welche Umstände 
diesem Gesetze m it Rücksicht au f die eigenthümlichen Lan- 
deSverhältnifse entgegen stehen.

(L ies t.! „V o n  diesem Standpunkte ausgehend, hat 
nun der Ausschuß das vorliegende Gesetz und die G rund- 
buchSordnung einer eingehenden P rü fu ng  unterzogen, und 
am Schluffe der Berathung sich einhellig ausgesprochen, 
daß m it Rücksicht au f eigenthümliche Verhältnisse des 
Landes keine Anstände den einzelnen Bestimmungen dcö 
Gesetzes entgegenstehen.

M i t  diesem Ausspruche hat der Ausschuß seine 
Aufgabe gelöset, derselbe glaubt jedoch sich verpflichtet ans 
jene Bestimmungen dcö Gesetzes hinzuweisen, wo eine 
bestimmtere Fassung wünschenswerth w ä re , oder deren 
Aenderung angestrebt werden solle".

Unter diesen Bestimmungen erscheinen inSbesonderö 
die §§. 4, 10 und 33 des Gesetzes, diese sind diejenigen, 
au f welche der Ausschuß den h. Landtag noch besonders 
aufmerksam machen zu sollen glaubte.

(L ies t.) „a d  8._4. Dieser 8- spricht von den 
bereits vorhandenen öffentlichen Büchern, wozu offenbar 
auch die Landtafel gehört, von der Landtafel, a ls  sol
cher w ird  jedoch indem  ganzen Gesetze keine Erwähnung 
gemacht.

D e r Ausschuß hat daher auch die Frage erörtert 
und geprü ft, ob der Fortbestand der Landtafel oder deren 
Auflassung befürwortet werden solle.

I n  E rw ägung jedoch, daß m it dem landtäflichen 
Besitze gegenwärtig nicht nu r nach der Ju risd ic tions- 
N o rm , sondern auch nach der Landesordnung und Land
tags - W ahlordnung bedeutende Rechte verbunden sind, 
sonach die Landtafel ohne Verletzung oder vorläufige A bän
derung anderer Gesetze sofort nicht aufgelassen werden kann, 
der Ausschuß aber dießfalls nicht vorgreifen zu sollen 
erachtet, wurde durch Stimmenmehrheit beschlossen, in  
einen bestimmten Ansspruch hierüber nicht einzugehen, 
w e il andererseits sehr gewichtige Gründe fü r die Auflas
sung der Landtafcl sprechen.

ad 8- 10. Dieser 8- e rk lä rt, daß zur Rechtögil- 
ligkeit der V erlau tbarung des nach 8- 9 auszufertigenden 
Edictes, dessen einmalige Einschaltung in dem Am tsbla tte  
der Landeszeitung genüge.

D e r Ausschuß ist jedoch einhellig der Ansicht, daß 
die Verlau tbarung des hier bezogenen Edictes durch 
3malige Einschaltung im  Am tsbla tte  der Landeszeikuug 
und 3 malige Kundmachung vor allen Pfarrkirchen und 
C uratien zu geschehen habe.

E ine so gestaltige Kundmachung ist gegenwärtig 
im  Kronlande K ra m  in  allen wichtigen Angelegenheiten 
üblich, und sie ist nach bett- hiesigen Culturs-Verhältnissen 
nothwendig.

ad 8- 33. Eine wichtige Bestimmung ist jene des 
8- 3 3 , welche vorschreibt, daß die Kosten fü r die A n le
gung neuer Grundbücher und fü r die Verbesserung von 
bereits vorhandenen öffentlichen Büchern vom S taate 
nu r vorzuschießen, demselben aber von dem betreffenden 
Laude seiner Ze it zu vergüten sind.

Dieser Bestimmung glaubt der Ausschuß aus p rin 
cipiellen Gründen entgegen treten zu müssen.

D ie  Erlassung dcö vorliegenden Gesetzes und der 
Grundbuchsordmmg gehört zur Kompetenz des Reichs- 
ra thes, indem diese fü r  alle im  Rcichsrathe vertretenen 
Königreiche und Länder gelten, die Grundbücher aber 
eben au f G rund derselben angelegt oder verbessert werden 
sollen.

DaS Gesetz ist ein Reichsgesetz und es sollen die 
zum Jnslebentreten desselben erforderlichen Koste» aus 
Reichsmitteln bestritten werden, und zwar um so mehr, 
a ls auch die Grundbuchsgebühren nicht in  den Landes
fond , sondern in  den RcichSschatz fließen.

Den betreffenden Ländern eine Rückvergütung auf
zuerlegen, hieße dieselben neu besteuern, w as bei der 
ohnehin geschehenen allgemeinen Erhöhung der Steuern 
nicht zulässig, fü r das so sehr überbürdete Kron land K ram  
aber geradezu unerschwinglich wäre.

W enn sich der Ausschuß demnach einige Bemerkun
gen zu den Bestimmungen des vorliegenden Gesetzentwur
fes erlaubt ha t, so glaubt er deßwegen doch seinem E in 
gangs gefaßten Beschlusse, die Aeußerung in  der von der 
h. Regierung angedeuteten Beschränkung zu erstatten, 
nicht untren geworden zu sein, w e il er keine bestimmten 
Zusatz - oder AbänderungSanträgc gestellt, sondern nur 
seine W ohlm einung über einzelne Gesetzesbestimmungen 
ausgesprochen ha t".

Ic h  erlaube m ir  hier nur dem h. Hause zu bemer
ken, daß der Ausschuß w ohl nicht der Ansicht w a r, daß 
alle Bestimmungen des Gesetzes und insbesondere jene 
der Grundbuchsordnung fü r  das Land K ra m  ihre volle 
Anwendung finden werden, im  Gegentheile sind mehrere 
Bestimmungen in  der Grnndbuchsordnung, gegen welche 
schon bei der Berathung mehrfache Einwendungen gemacht 
wurden.

Jedoch die Aenderungen des Gesetzes sind vorerst 
Sache des Reichsrathes, und der Ausschuß zweifelte gar 
nicht daran, daß vom Rcichsrathe mehrere Aenderungen 
vorgenommen werden ; jedoch sind sie so geartet, daß der 
Ausschuß sich nicht fü r berechtigt glaubte zu erklären, daß 
sie in irgend einer Beziehung m it Rücksicht au f die lan 
desüblichen Verhältnisse, ans die hierorts bestehenden 
Verhältnisse nicht erlassen werden könnten. Demnach hat 
sich auch der Ausschuß in  eine weitere P rü fu n g , oder in 
eine weitere Darstellung nicht eingelassen, und zwar nur 
au f G rund des von m ir bereits Anfangs erwähnten 
Beschlusses.

(L ies t.) „Demnach stellt der Ausschuß den A n tra g : 
D e r hohe Landtag wolle beschließen:

1. E s  werde der, von dem zur Vorberathung der 
Regierungsvorlage, tu B etre ff eines allgemeinen Gesetzes 
Wegen Anlegung neuer Grundbücher und Verbesserung 
von bereits vorhandenen öffentlichen Büchern sammt einer 
neuen Grundbuchsordnung gewählten Ausschüsse, gefaßte 
Beschluß:

„D a ß  m it Rücksicht au f eigenthümliche Verhältnisse 
des Landes keine Anstände den einzelnen Bestimmungen 
des Gesetzes entgegenstehen", genehmiget, und derselbe 
der h. k. k. Landesregierung in  A n tw o rt ans die an den 
H e rrn  Landeshauptmann gerichtete Zuschrift vom 18. Febr. 
d. I .  Z . 30 4 /P . m itgetheilt.

W eiters wolle der h. Landtag beschließen:
2. Auch die von dem Ausschüsse zu den einzelnen 

Gesetzen gemachten Bemerkungen werden genehmigt und 
im Nachhange zu betn obigen Beschlusse gleichfalls der h. 
Landesregierung m itgetheilt".



P r ä s i d e n t :  D a  der vom Ausschüsse gestellte
A ntrag  aus 2 Theilen besteht, so eröffne ich die Gene
raldebatte.

Wünscht Jemand der Herren zur Generaldebatte 
das W o rt?

Abg. D r .  T o m a n :  D er verehrte Ausschuß hat 
unter Position §. 4  einige M o tiv e  angegeben, warum  
er die Frage der landtäflichen Bücher nicht derart aufge
nommen, daß er sic in  irgend einer Beziehung beantwortet 
hätte. D a s  vorgelegte Gesetz n im m t ganz Umgang von 
den landtäflichen Büchern. —  D a  aber offenbar diese 
Bücher auch unter die öffentlichen gehören, so wäre es 
wünschenswertst gewesen, wenn die Umstaltung der öffent
lichen Bücher auf einer besseren, den Besitz und das Eigen
thum sichernden Grundlage geschehen soll, —  daß eben
fa lls  auch die Frage der landtäflichen Bücher zugleich in 
Erörterung gezogen würde.

M e h r noch, als der R u s tic a l-Besitz, erheischt der 
landtäfliche eine G rund lage, eine Sicherung fü r den B e 
sitz, fü r  den Umfang, als wie fü r  beu Rechtötitel desselben.

Keinem dürfte es heut zu Tage schwieriger sein, 
namentlich in unserem Vaterlande, das Eigenthum und 
den Besitz zu wahren —  alö einem landtäflichen Besitzer, 
w e il die landtäflichen Bücher keinen A nha ltspunkt, keinen 
festen Bew eis fü r das E igenthum der Objecte im  Um 
fange geben, und der G ülten-Eataster bei uns nicht jene 
Grundlage dafür bildet, alö z. B . im  Nachbarlande 
Steiermark.

Diese Frage hat die Regierung außer Auge gelassen, 
vielle icht, daß sic dieselbe in  einer andern Z e it aufnehmen 
und in  einer R eg ie rungs-V o rlage  einzeln deu Landtagen 
zur Berathung übergeben w ird. D a  aber der verehrte 
Ausschuß die Frage aufgeworfen hat, ob es zweckmäßig 
wäre, daß landtäfliche Bücher als solche bestehen, oder 
aufhören, und sic dahin m it Stimmenmehrheit beantwor
tet ha t, daß über einen bestimmten Ausspruch nicht ein
zugehen ist, jedenfalls aber Gründe angegeben hat, welche 
gewissermaßen dafür sprechen, daß die landtäflichen B ü 
cher als solche fortbestehen sollen, so erlaube ich m ir nur 
im  Wenigen diese Gründe zu widerlegen.

E s  ist angeführt worden, daß m it dem landtäflichen 
Besitze nicht nu r die J u r is d ic t io n s -N o rm  in  Verbindung 
steht, und nach derselben bedeutende Rechte verbunden 
sind. —  W oh l w a h r, meine H e rre n ! E s  sind nach der 
J u r is d ic t io n s -N o rm  sowohl persönliche als dingliche 
Rechte der Landtafelgüterbesitzer hinsichtlich des Gerichts
standes norm irt. E s  entsteht die F ra g e , ob sich die 
landtäflicheu Bücher, resp. die O rdnung derselben, die 
Bestallung oder Auflassung derselben nach der bestehenden 
Ju risd ic tions  -N o r in ,  oder ob sich die Ju risd ic tio ns-N orm  
nach den landtäflichen Büchern zn richten hat.

E s  ist cin P rin c ip  hier in  Frage, —  das P rinc ip , 
ob jeder, der einen landtäflichen Besitz ha t, einen p riv i- 
lcg irtcn Gerichtsstand in irgend welcher Beziehung und 
Ausdchnnng genießen soll oder nicht.

D ie  principielle Frage also, muß zuerst beantwortet, 
und die Frage deö Gerichtsstandes als solche festgestellt 
werden, dann w ird  die J u r is d ic t io n s -N o rm  und die 
Frage der Landtafcl nach diesem P rinc ipe erlediget werden. 
Keineswegs liegt dieses in  der Ju risd ic tions  -N o rm , diese 
muß sich nach dem P rinc ipe , und nach den, darnach 
gestalteten, bestehenden landtäflichen Büchern richten. —  
Ic h ,  fü r  meine Person, kenne keinen G ru n d , w arum  
hinsichtlich der Landtafelgütcr eine Ausnahme des Gerichts
standes noch bestehen soll. D ie  bezügliche Basis ist ver
schwunden; der Realbesitz ist einmal ein landwirtbschaft-

licher Besitz tut größeren oder kleineren M aß e , und es 
könnte nu r in  andern Beziehungen Rücksicht genommen 
werden, ob E inze ln - Gerichte oder Colleg ia l - Gerichte, 
Bezirksgerichte oder ein höheres Gericht die Competenz 
der S tre itigkeiten der bezüglichen Besitzer größerer W ir th 
schaften habe. —  D e r G rund der Ju risd ic tiousnorm  also ist 
nicht bestimmend genug, daß man sagen möchte, dieserhalb 
kann jetzt hinsichtlich der Auflassung der Landtafcl N ichts 
vorgebracht werden.

W as  die weitere Begründung in  H inblick au f die 
Landes-W ahlordnung be trifft, gemäß welcher dem laud- 
täflichen Besitze gewisse Rechte gegeben sind, kann eben 
sowenig darin der G rund liegen, daß die landtäflichen 
Bücher noch aufrecht bestehen. Auch in  dieser Rücksicht 
w ird  eine Revistoit und Umänderung der L a n d e s -W a h l
ordnung nothwendig sein au f Grundlage dcö anerkannten 
P rinc ipes , daß nicht bloß der Besitz eines GroßgruudeS, 
ans dem Grunde einen Vorzug gibt bei der W a h l, w e il 
dieses Object in  der Landtafel vorkommt. —  Ich  möchte hier 
denjenigen, welche vielleicht diesen Vorzug der Landtafcl, 
und des darauf gegründeten Wahlrechtes in  Anspruch 
nehmen, zum Gegentheile vorhalten, daß ein Nachtheil 
davon auch Jemand zukommen kann, daß ein größeres 
oder kleineres Grundstück in  der Landtafel vorkommt. I n  
unserem Vaterlande sind viele G üte r getheilt, zerstückt 
worden, und befinden sich tut Besitze einzelner Rustical- 
Besttzer, einzelner Bauern . Nach dem Heerergänzungs- 
gesetze, welches auch heute noch besteht, hat ein land- 
täflicher Besitzer sich vom M ilitä r-D ie n s te  unbedingt lo s 
kaufen müssen. — W enn nun jetzt ein B a u e r, der tut Be
sitze eines Stückes eines solchen G u tes , welches in  der 
Landtafel eingeschrieben w a r und ist, der m it seinem Einkommen 
nicht besser gestellt is t, a ls sein Nachbar, welcher aber sein 
Grundstück im  Grnndbnche eines ehemaligen D om in ium s 
gehabt ha t, einen S ohn zur S te llung  hatte, so mußte er 
fü r ihn 1.500 fl. erlegen, wo sein ganzes Grundstück 
nicht 1.500 fl. werth w ar. Diese W ohlthat, diesen Nach
theil hat der bezügliche aus dem Grunde gehabt, w e il 
sein Grundstück im  der Landtafel eingeschrieben war.

Ich  habe gezeigt, daß die Anknüpfung der Rechte 
oder Vorrechte an den Umstand, daß ein Grundstück, 
eine Landwirthschaft in  der Landtafel eingetragen ist, 
gegen die P rinc ip ien  dcö gleichen Rechtes, des Rechtes 
überhaupt und der freiheitlichen Anschauungen verstößt, 
daß in dieser Beziehung wesentliche Umänderungen in 
unserem S taa te  erfolgen müssen, und daß vor A llem  die 
Landtafcl a ls solche, als Basts eines Vorrechtes aufzu
hören habe. I n  dieser Beziehung würde ich einen 
direkten A n trag  gestellt haben, wenn die Regiernngs- 
Vorlage einer andern Ansicht wäre. D a  aber die Regie
rungs-V orlage gar Nichts gebracht ha t, so habe ich nur, 
w e il der verehrte Ausschuß einige Ansichten darüber ge
sagt hat, meine andere Ansicht geoffenbart.

P r ä s i d e n t :  Wünscht noch Jemand von den 
Herren das W o r t ?  (Nach einer Pause.) H e rr B e 
richterstatter.

Berichterstatter B  r  o l  i  ch : Ich  muß nur auf eine 
Bemerkung des H e rrn  Vorredners erinnern, daß der A u s 
schuß nicht nur diese Gründe, welche der H e rr Vorredner hier 
vorgebracht hat, sondern weit wichtigere in Betrachtung 
gezogen ha t ,  welche fü r die Frage der Auflassung der 
Landtafel sprechen.

D e r Ausschuß hat nicht verkannt, daß die A u f
lassung der Landtafcl sogar durch das Gemeindegesetz, 
bann durch den Kataster geradezu gefordert w ird . Jede 
Liegenschaft soll zu einer Gemeinde gehören, der Cataster



soll m it dem Grilndbuche in Uebereinstimmung sein :c. 
I n  der Ausführung sind diese Bestimmungen so geartet, 
daß sie fü r die Auflassung der Landtafel durch und durch 
sprechen. W ie gesagt, nicht nur das, was der H err Vorred
ner vorgebracht hat, sondern viel gewichtigere Gründe 
sind vom Ausschüsse in Beachtung gezogen worden. A l
lein eben in dem Principe, welches der Ausschuß ange
nommen hat, daß es bei der Aeußerung, so wie sie vom 
Staatsministerium und sohin von der Regierung gefordert 
w ird , sein Verbleiben habe, hat man sich in  einen be
stimmten Ausspruch nicht eingelassen, daher auch keine be
stimmten Antrüge gestellt, denn wenn man das gethan 
hätte, so hatte man nicht nur das Gesetz, sondern die 
ganze Grundbuchsordnnng berathen, zu allen Bestimmun
gen, welche für das Land nicht besonders entsprechend sind, 
Abänderungen oder Zusatzanträge stellen müssen. Hätte 
der H err Vorredner den Grundsatz, den der Ausschuß 
ausgesprochen hat, bekämpft und einen neuen Antrag ge
stellt, dann wären seine Bemerkungen nicht ohne Grund, 
so aber brauche ich nicht mich in  die weitere Widerle
gung derselben einzulassen.

Abg. D r. T  o m a n : Der verehrte H err Bericht
erstatter hat gesagt, daß den Ausschuß noch andere Gründe 
bewogen haben, diese Frage nicht in bestimmter Richtung 
zu berathen und Antrage zu stellen, doch wundert sich der
selbe, daß ich keinen Antrag gestellt habe. Es sind weder 
im Berichte, noch von dem Herrn Berichterstatter irgend 
mehrere andere Gründe, als die, die ich widerlegt oder 
anders aufgefaßt habe, vorgebracht worden, daher ich nicht 
in  der Lage bin, auf die in der innern Gesinnung zu 
antworten.

Ich war auch nicht in der Lage einen Antrag zu stellen, 
doch glaube icb, wäre es wünschenswerth, daß eine S tim 
me im hohen Landtage über die Principien der Gleichheit 
des Real - Eigenthums und die A r t und Weise der E in 
tragung desselben sich erhoben hätte.

P r ä s i d e n t :  D ie  Generaldebatte ist geschlossen.
Berichterstatter B  r o l  i ch: Ich erlaube mir da zu 

bemerken, daß der Ausschuß von der Absicht ausgegangen 
ist, dort, wo keine Anträge gestellt werden, auch keine 
andere Gründe anzuführen, als daß der Gegenstand in 
reifliche Erwägung gezogen wurde.

P r ä s i d e n t :  D ie  Generaldebatte ist geschlossen. 
W ir  gehen nun zur Special-Debatte über, und eö kommt 
nun der erste Antrag des Ausschusses zur Berathung. 
Derselbe la u te t: (Liest denselben.) Wünscht Jemand das 
Wo r t ?  (Nach einer Pause.) Wenn nicht, so bringe 
ich den Antrag des Ausschusses, den ich soeben verlesen 
habe zur Abstimmung, und bitte jene Herren, welche mit 
diesem Antrage einverstanden sind, sitzen zu bleiben. (N ie
mand erhebt sich.) E r ist genehmigt.

D er zweite hier vorliegende Antrag lautet: (Liest 
denselben.) Ehe w ir darüber berathen und beschließen 
können, müssen w ir die einzelnen Bemerkungen des gedach
ten Ausschusses in Erwägung ziehen. C's kommt nun 
die Bemerkung ad §. 4 des Gesetzes zur Berathung.

Diese Bemerkung, wie sie der Ausschuß beliebt hat, 
lau te t: (Liest dieselbe.) Wünscht Jemand von den Herren 
in Betreff dieser Bemerkung des Ausschusses das W ort?  
(Nach einer Pause.) Wenn nicht, so bitte ich jene Herren, 
welche m it dieser Bemerkung des Ausschusses einverstanden 
sind, sitzen zu bleiben. (Niemand erhebt sich.) S ie  ist 
vom hohen Hause genehmigt.

D er Ausschuß hat ferner zu §. 10 des Gesetzes 
folgende Bemerkung gemacht: (Liest dieselbe.) Wünscht
Jemand zu dieser Bemerkung das Wor t ?  (Nach einer

Pause.) Wenn nicht, so bringe ich diese Bemerkung zur 
Abstimmung, und bitte jene H e rren , welche die Bemer
kung des Ausschusses zu §. 10 genehmigen, sitzen zu 
bleiben. (Niemand erhebt sich.) S ie  ist genehmigt.

Zu  §. 33 des Gesetzes macht der Ausschuß folgende 
Bemerkung: (Liest dieselbe.) Wünscht Jemand zu dieser 
Bemerkung des Ausschusses das W o r t ?

Abg. D r. S u p p  a n :  Es zeigt sich von Seite deS 
Reichsrathes das Bestreben, so wie eö sich schon früher 
von Seite der C entra l-Regierung gezeigt hat, die Kosten 
fü r die einzelnen Geschäfte vom Staatsschätze abzuwälzen, 
und die Bestreitung derselben den verschiedenen Ländern 
aufzulegen. Anderseits ist von Seite der einzelnen Länder 
wieder das Bestreben diese Kosten von sich abzuwälzen 
und sie auf den Staatsschatz zu übertragen. Es sind bei 
uns unserm Landessonde mancherlei Kosten aufgebürdet, 
von denen w ir glauben, daß dieselben der Staatsschatz 
zu tragen hätte, insbesondere deßhalb, weil daS Land 
K ram  vermöge seiner Lage sich in einer abnormen S te l
lung befindet und bezüglich mancher dieser Kosten größere 
Lasten zu tragen ha t , als deren auf die anderen Länder 
entfallen. Wenn nun in allen diesen Punkten den W ün
schen des Landes Rechnung getragen würde, so wäre ich 
auch weit entfernt, mich hinsichtlich dieses Punktes dem 
AuSschuß-Antrage nicht anzuschließen. W ollen w ir  je
doch in Fällen, ivo w ir  uns in einer günstigen Lage be
finden, diese Kosten dem Staatsschätze aufbürden, so glaube 
ich, daß w ir dem Lande damit keinen Dienst leisten, son
dern , weil eben die Auslagen des Staatsschatzes durch 
die Contribuenten des Gesammtgebietcs gedeckt werden 
müssen, daß w ir den Contribuenten unseres Landes in 
diesem Falle , bei Errichtung neuer Grundbücher, nur 
größere Lasten aufbürden würden, als diejenigen wären, 
welche das Land fü r die Kosten der Errichtung selbst 
tragen würde.

I n  T iro l besteht kein Grundbuch; dort w ird die 
Anlegung der neuen Grundbücher m it sehr großen Kosten 
verbunden sein. Dasselbe ist großen Theils in  Is trien  
der F a ll; bei uns bestehen bereits Grundbücher und die 
Anlegung der neuen würde nur m it geringen Kosten 
verbunden sein, warum sollten w ir, wo w ir  uns ksier in 
einer günstigen Lage befinden, zu den mehreren Kosten 
der übrigen Länder beitragen wollen? Ich  sehe dieses 
nicht ein, und so lange unsern Wünschen in den übrigen 
Richtungen nicht Rechnung getragen w ird , in solange 
unsere Lasten nicht auch in  anderer Beziehung erleichtert 
werden, wo w ir  dieselben mit Grund ansprechen können, 
kann ich auch nicht dafür stimmen, daß sich dahin aus
gesprochen werde, daß die hier in  Rede stehenden Kosten 
vom Staatsschätze getragen werden. Ich  stelle demnach 
den A n tra g : „D e r vom Ausschüsse zu §. 33 gestellte 
Antrag habe wegzubleiben".

P r ä s i d e n t :  D a  dieser Antrag ein ablehnender 
is t, bedarf er keiner Nnterstützungsfrage. Wünscht noch 
Jemand von den Herren das W ort ? (Nach einer Pause.) 
Wenn nicht, so ertheile ich dem Herrn Berichterstatter 
das letzte W ort.

Berichterstatter B r o l i c h :  D er Ausschuß hat nicht 
verkannt, daß es sich darum hauptsächlich handelt, ob 
dem Lande K ra in  in dem F a lle , wenn die Kosten von 
demselben getragen würden, größere Lasten aufgebürdet 
würden, oder im Falle, wenn die Kosten aus Rcichsmil- 
teln vorgeschossen, seinerzeit aber verhältnißmäßig durch 
die Kroniänder zu bestreiten wären. A lle in der Landes- 
auSschuß hat sich vergegenwärtigt, daß die Grundparzel- 

' lin in g  im Lande K ra in  eine außerordentlich hohe sei,



daß der Cataster, welcher m it den Grundbüchern in  
Uebereinstimmung gebracht werden soll, ein sehr ungeord
neter sei, daß daher bedeutende Lokalisirungen werden 
stattfinden müssen, wobei noch sehr viele Schwierigkeiten 
obwalten werden. D ie Grönländer T iro l und Is trien , 
die der H err Vorredner angezogen hat, sind nur sehr 
kleine Kronländer und dürften in die Wagschale kein 
besonderes Gewicht legen. Nehmen w ir  größere K ron
länder an, wie das Königreich Böhmen, wo der Cataster 
erst in  neuester Zeit aufgenommen, und viel vollständiger 
aufgenommen worden ist, als in K ra in. Ebenso ist in S teier
mark, Oesterreich der Cataster viel geordneter; diese 
größern Kronländer werden daher verhältnißmüßig zum 
Kronlande K ra in  viel weniger Kosten verursachen, und 
so war der Ausschuß der Ansicht, und zwar einstimmig 
der Ansicht, daß es zweckmäßiger wäre, wenn die Ko
sten fü r die Anlegung und Verbesserung der Grund
bücher im Allgemeinen aus Reichsmitteln bestritten 
würden. Weiters hat er sich der Hoffnung hinge
geben, daß hierbei K ra in  nicht nur nicht mehr belastet, 
sondern wahrscheinlich leichtern Kaufes davon kommen 
dürfte. Ziffermäßig läßt sich das nicht nachweisen, 
es w ar nur eine Ansicht deS Ausschusses, theilt sie jedoch 
der hohe Landtag n icht, so besteht nach meiner Meinung 
der Ausschuß nicht geradezu darauf, daß dabei verharrt 
werden soll; wenigstens fü r meine Person bestehe ich 
nicht darauf, bleibe jedoch bei der ausgesprochenen A n
sicht, und glaube, daß sie der Ausschuß auch nicht aufge
ben dürste. ES bleibt dem hohen Landtage überlassen, 
zu erwägen, auf welche A rt und Weise es für das Kron- 
land K ra in  besser wäre, die Kosten ans Reichsmitteln 
bestreiten zu lassen, oder sie vom Lande tragen zu lassen.

P r ä s i d e n t :  D ie Debatte über die Bemerkun
gen deS §. 33 ist geschlossen.

Ich  bringe nun diese Bemerkungen, die ich bereits 
früher verlesen habe, und die den Herren ohnedieß litho- 
graphirt vorliegen, zur Abstimmung, und bitte jene H er
ren (ich schicke voraus, daß ich den ablehnenden Antrag 
des Herrn Abg. D r. Suppan nicht zur Abstimmung 
bringe, weil bei der Abstimmung selbst darauf Rücksicht 
genommen w ird , indem jene Herren, welche mit ihm stim
men, nicht fü r den Ausschußantrag aufstehen werden), 
welche mit dem Ausschußantrage rücksichtlich dieses P ara 
graphen einverstanden sind, sich gefälligst zu erheben. 
(Geschieht.) Es ist die offenbare M a jo ritä t.

Ich  bin nun in der Lage den zweiten Antrag des 
Ausschusses zur Abstimmung, zu bringen, welcher lautet: 
(Liest denselben.) Jene H erren , welche hiemit einver
standen sind, bitte ich, sitzen zu bleiben. (Niemand erhebt 
sich.) Auch dieser Antrag ist genehmigt.

D a  hier zwei Anträge vorliegen, so ist nach der 
Geschäftsordnung eine dritte Lesung nothwendig. Ich 
glaube, daö h. Haus wird einverstanden fe ilt, daß w ir 
dieselbe gleich vornehmen. Ich bitte jene Herren, welche 
m it diesen beiden Anträgen in dritter Lesung einverstanden 
sind, sitzen zu bleiben. (Niemand erhebt sich.) D ie An
träge sind auch in dritter Lesung genehmigt, und somit 
ist dieser Gegenstand abgethan.

W ir  kommen zum zweiten Gegenstände der Tages
ordnung, betreffend den Bericht des Comite, über den in der 
7. Sitzung des Landtages vom Jahre 1861 eingebrach
ten Antrag auf Förderung der Operationen deö Grund- 
lasten- Ablösungs - Geschäftes.

Ich  ertheile dem Herrn Berichterstatter das W ort.
Berichterstatter v. S t r a h l :  (Lieöt.)
„Anläßlich der von den Abgeordneten M ulley, D r. S up

pan und V ilha r in der 7. Sitzung des Landtages vom 
Jahre 1861 eingebrachten Anträge, wurde vom h. Hause 
ein Comite beauftragt, die Frage zu berathen, welche 
Schritte, ohne der Sache selbst Abbruch zu thun, zu einer 
raschern Beendigung des Grnndlasten-Ablösungs - Geschäf
tes führen könnten, und das Ergebniß dieser Berathung 
dem h. Landtage vorzulegen.

Wegen der dauernden Abwesenheit von zwei in die
ses Comite gewählten M itgliedern, konnte sich dasselbe 
erst im Laufe dieser Landtagspcriode constituiren, und es 
ist dieß der Grund, mit welchem dieses h. Haus die ver
spätete Vorlage dieses Berichtes für entschuldiget hal
ten wolle.

Es lag in  der N atur der Sache, daß bei der Lö
sung. dieser Aufgabe vor Allem die m it der Verordnung 
der Ministerien des Innern und der Justiz vom 31. Oc
tober 1857 N r. 218 R. G . B . erlassene Instruction zur 
Durchführung der durch das a. h. Patent vom 5. J u li 
1853 N r. 130 R. G . B . angeordneten Grnndlasten - Ab
lösung und Regulirnng ins Äuge gefaßt werden mußte, 
welche Durchführungs-Instruction gerade im Interesse der 
Vereinfachung und der Beschleunigung des Geschäftes durch 
die spätere zwar nicht allgemein kundgemachte, jedoch für 
die betreffenden Organe maßgebende Verordnung des k. k. 
Ministeriums des Innern  tltlo . 5. M a i 1860 Z. 13106 
bereits wesentliche Modisicationen erhielt.

M i t  steter Rücksichtnahme auf diese beiden Verord
nungen hat sich daö Comite zuerst die Frage vorgelegt, ob 
es nicht zweckmäßig erscheine, in dem Bestände der dermaligen 
Organe der Durchführung eine Aenderung anzubahnen.

Derzeit bestehen nämlich zur Abwicklung des ein
schlägigen Geschäftes:

1. D ie  Landescommission in  Laibach;
2. die Lokalcommissionen:

a) in R a d  m tu n t 8 b o r f, fü r die Bezirke Kronau, Neu- 
marktl und Radmannsdorf;

b) in  La i bach ,  für die Bezirke S te in , L itta j, Egg, 
Oberlaibach m it Ausnahme der Herrschaft Loitsch, 
dann fü r den näher gelegenen Theil von Weirelburg 
und fü r die Umgebung Laibachs;

c) in A d e l s b e r g ,  fü r die Bezirke P lanina, Adelsberg 
und Senosetsch, Laas und Feistritz, so wie überhaupt 
fü r die Fürst Windischgrätz'schen Güter Luegg, Loitsch 
und Haasbcrg, wenn dieselben auch in andere Be
zirke fa llen;

d) in © o t t f  ch c c, für die Bezirke Reifniz, Gottschce und 
Großlaschitz;
3. D ie Bezirksämter:

e) K  r a i n b u r g ;
f )  Lack, jedes fü r den eigenen Bezirk;
h) W i p p a  ch, fü r die Bezirke Wippach und J d r ia ;
i) T r e f f e n ,  für die Bezirke Sittich, Seisenberg, Ncu- 

stadtl, Treffen; —
k ) Č e t n e m  b l ,  für den gleichnamigen und den Bezirk 

M o ttl in g ; endlich
l) G  n r k f e l d, fü r die Bezirke Gurkseld, Landstraß, Nas- 

scnfuß und Ratschach.
I n  Änbctracht n u n , daß es sicherlich zur schnel

lern Förderung der Operation beitragen würde, je mehr 
Anmeldungsvperatc gleichzeitig in  A ngriff genommen, und 
durch die gesetzlichen Stadien der Verhandlung geführt 
werden; in weiterer Erwägung, daß es erwünscht erschei
nen muß, wenn die einzelnen mit diesem Geschäfte be
trauten Lokalorganc einer nähern, als der Beaufsichtigung 
der Landes - Commission unterordnet würden , endlich mit 
Rücksicht auf Oie durch die Erfahrung gewonnenen bis-



hengcn R esultate, so wie au f die M öglichkeit einer Kosten- 
crsparuug, hat daS C om ite sich darin  geeiuiget, daß die 
Auflösung der bisherigen Lokalcommissionen m it alleiniger 
A usnahm e von jener zu R adm anuSdorf anzuempfehlen 
w äre , wogegen das G rundlastcn-A blösungs-G eschäft der 
übrigen Bezirke dem jeweiligen B ezirksam te un ter Zuthei- 
lung des b isher für die G rnndlasten-A blösung verwende
ten P e rso n a le s , oder anderer disponibler A rbeitskräfte 
zuzuweisen w äre . N u r die Lokalcommission zu R ad m an n s
dorf w äre alö solche, wegen der eigenthümlichen, in ihrem 
S p ren g e l obwaltenden Forstverhältnisse einstweilen noch 
fort zu belassen.

B elangend die D urchführung der einzelnen A m ts
handlungen selbst, m ußte sich dem C om ite vor Allem die 
Ueberzeugung au fd rängen , daß ein guter T heil der von 
den Berechtigten, wie auch von den Verpflichteten lau t 
gewordenen K lagen  hätte vermieden werden können, wenn 
die Lokalcommissionen sich jederzeit strenge nach der A nlei
tung des obgedachten h. M in isterial-E rlasses vom 5. M a i 
1 8 6 0  benommen haben w ürden".

ES ist hier der O r t ,  wo ich m ir erlauben werde, 
den betreffenden P assu s dieser M inisteria lverordnung , die 
allgem ein nicht kundgemacht worden ist, die aber den 
G rundentlastungs-Com inissionen vorgczcichnet worden, ein
zufügen, sie la u te t:

„D en  zur D urchführung der G ru n d la s te n -Ablösung 
und R egulirung  berufenen B ezirksäm tern sind für den 
Zeitpunkt der F inalistrung  des einem jeden zugewiesenen 
Geschäftes angemessene R em unerationen  nach M aßgabe 
der Tüchtigkeit und Beschleunigung ihrer Leistung in A u s 
sicht zu stellen.

D en  Bezirksbeam ten gebührt fü r die in G rundlasten- 
Angclegcnhciteu unternom menen A m tsreisen, welche jedoch 
au f die dringendste Nothwendigkeit zu beschränken und 
in dieser Hinsicht strenge zu überwachen sind, die 
V ergütung nach den fü r die B ezirksäm ter dießfalls be
stehenden N orm en.

Auch ist denselben die möglichste E rsparung in  der 
Beiziehung von S achverständigen , welche insbesondere bei 
sich ergebenden Vergleichen n u r  ausnahm sw eise einzutre
ten hat, zur P flich t zu machen. Z u r  Abgabe von G u t
achten genügt in der R egel ein Sachverständiger.

B efunde sind künftig n u r durch die officiell bestell
ten Sachverständigen abzugeben; im  F alle  die P a rte ien  
die W ah l anderer B efundsm änner ausdrücklich in Anspruch 
nehmen, sind die Kosten, soweit solche die gewählten S a ch 
verständigen betreffen, von den w ählenden P a rte ien  zu 
tragen.

Hinsichtlich des in Zukunft zu beobachtenden Geschäfts
ganges finde ich vor Allem die möglichste Vereinfachung 
und Abkürzung des V erfahrens, soweit sie n u r immer ohne 
Abbruch für die Gründlichkeit der B ehandlung zulässig ist, 
nachdrücklichst anzuordnen.

Insbesondere muß in  dieser Richtung das Zusam 
menfassen ganzer G em einden, oder wenigstens von G ru p 
pen gleichartiger oder dasselbe O bject betreffender Berich
tigungen, ferner die V erbindung der einzelnen S ta d ie n  des 
V erfah rens in einer möglichst ununterbrochenen, fort
laufenden V erhandlung a ls  wünschenswerth bezeichnet 
werden.

Nach den bisherigen E rfah rungen  kann es selbst 
dort, wo bei Feststellung der rechtlichen und factischen V er
hältnisse kein vollständiger Vergleich zu S ta n d e  kömmt, 
doch n u r in seltenen F ällen  einem Anstande unterliegen, 
nach gehöriger Auseinandersetzung der streitigen Punkte 
sofort und ohne erst deren Entscheidung abzuw arten, au f

die F rage der Ablösung oder R eguliruug  überzugehen und 
dieselbe wenigstens eventuell durchzuführen.

Auch ersuche ich E u er Ercellcnz dahin zu wirken, 
daß in den V erhandlungsprotokollen der Lokalcommissiouen 
eine bündige Form  m it Verm eidung aller W eitwendigkeiten 
und W iederholungen beobachtet w erde".

A uf diese M inisterialverordnung gründet sich nun 
die B em erkung, welche ich bereits vorzulesen die E hre  
hatte, die näm lich, daß ein guter T heil la u t gewordener 
K lagen hätte vermieden werden können, w enn sich die 
Lokalcommiffionen jederzeit an diese V erordnung gehalten 
haben würden.

(L iest.) „Um in dieser Beziehung der Landescommission 
eilte festere H andhabe zur zweckentsprechenden U cberw a- 
chung zu bieten, und ganz vorzüglich um  die auffallend 
vielen R eisen , und die bedeutenden dam it verbundenen 
Kosten a u f das richtige M a ß  zurück zu fü h ren , erachtet 
das C om ite fü r nothwendig und w ünschenswerth, daß die 
Commissivnsleitcr gehalten w ürd en , über jede Anm eldung 
oder über eine bestimmte G ruppe  solcher Anm eldungen 
einen umständlichen, den G a n g  der ganzen O pera tio n  um 
fassenden, und speciell die nothw endigen Ercurse bespre
chenden P la n  der Laudescommission zur P rü fu n g  vorzule
gen, und sich genau an  die hierüber erfließende V erfügung 
der Landescommission zu halten. B e i der Feststellung 
dieses P la n e s  sind jederzeit die in  den §§. 2 4  und 25 
der D urchführungs - In stru c tio n  angedeuteten, Z eit- und 
K osten -E rsparun g  bezielenden Rücksichten im Auge zu 
behalten".

Ich  füge hier die Bemerkung ein, daß S e in e  Ercel- 
lenz der H e rr S ta t th a l te r  anläßlich der D ebatte  über das 
P rä lim in a re  des G rundentlastungsfondes bereits erklärt 
haben , daß derlei Reisepläne bereits angeordnet w or
den sind.

(L iest.) „ D a  zur gedeihlichen Lösung der so hochwichti
gen A ufgabe dieser Commissionen vor Allem V ertrauen  einer
seits und redlicher D iensteifer anderseits unerläßlich ist, so 
muß es im hohen G rade wünschenswerth erscheinen, daß 
A lles vermieden w ä re , w a s  den einschlägigen V erhand
lungen den C harakter der Oeffentlichkeit benim m t, daher 
gegen die Einsichtnahme oder gegen die ErtheilüNg von 
Abschriften der V erhaudlungsacten  an  die Interessenten 
principiell keine Anstände zu erheben w ären.

Nicht minder könnte zur Beschleunigung des G e
schäftes die A nordnung beitragen , daß Beschwerden über 
Jncidenzpunkte nur m it der Beschwerde über die H a u p t
sache selbst zugleich angebracht werden dürfen.

D en  hervorragendsten F acto r bei dem Geschäfte der 
G rnndlasten-A blösung  und R egulirung  bilden unbestritten 
die Aussprüche der „Sachkundigen oder Schätzm änner" 
und es sind gerade diese, gegen welche die meisten K lagen 
von S e ite  der P a rte ie n  vorgekommen, so wie cs gerade 
die Reisekosten und D iä ten  dieser Sachverständigen sind, 
welche den ganzen G ang  der A blösungs-O peration  so sehr 
vertheuern.

W enn  das C om ite einerseits auch keineswegs die 
Schwierigkeiten verkennt, die a u s  G ründen  lokaler N a tu r  
hin und wieder gegen die A uffindung unbefangener S a c h 
verständiger obwalten m ögen , so erachtet es doch anderer
se its , daß die insbcsonders in Jn u erk ra in  häufig vorkom
mende V erw endung des Forstpersonales der einen Herrschaft 
zur W ald- und S erv itu ts-A b sch ätzu n g  der N achbarsherr
schaft und v ic e  v e r s a ,  den F a ll der freien W ah l ausge
nommen, fernersh in  zu unterbleiben h ä tte , weil selbe m it 
Rücksicht aus die Abhängigkeit dieses Forstpersonals u n 
vermeidlich M iß trau en  gegen den ganzen V organg  erregt,



und selbst abgesehen von jeder Persönlichkeit schon deßhalb 
bedenklich erscheinen muß, weil dieses Forstpcrsonale in 
den seltensten Fällen die landwirthschaftlichen und sonsti
gen Verhältnisse der Berechtigten zu würdigen und richtig 
zu beurtheilen im Stande ist. Daher mag es kommen, 
daß die Aussprüche solcher Sachverständigen gar oft ein
seitig und unrichtig erscheinen, und die allgemeinste Ent
rüstung wach rufen.

D as Comite hält es daher geboten, darauf einzu- 
rathen, daß zu den Bedarfs- und Entschädigungserhebungen 
.statt der mehr oder minder befangenen Förster von be
nachbarten oft in gleichen Servituts-Verhältnissen befind
licher Dominien andere unabhängige und mit den W irth - 
fchafts-Verhältilissen des Landmanns vollkommen vertraute 
Personen als Sachverstctadige beigezogen würden.

D ie Vermessung, Vertheilung und Abmarkung der im 
Ablösungswcge abgetretenen Grnndtheile hat nach bcn be
stehenden Normen auf Kosten der Parteien von eigenen 
Sachverständigen zu geschehen.

I n  Anbetracht nun, daß sohin im Interesse des 
Stcuer-Catasters die gleichmäßige Operation auch von den 
k. k. Evidenzhaltungsgeometern vorgenommen werden muß, 
hat es das Comite für wünfchenswerth erachtet, daß der
lei Vermarkungen unter Jntervenirung der Interessenten 
sogleich von den k. k. Evidenzhaltungsgeometern und wenn 
thunlich auf gemeinschaftliche Kosten durchgeführt würden.

D as Comite muß weiters die Thatsache constatiren, 
daß der bei so vielen Entscheidungen angenommene Grund
satz der Subsidiarität der Servitutsberechtigung m it Rück
sicht auf die Bestimmungen des §. 10 und 11 des a. h. 
Patentes vom 5. J u li 1853 zum mindesten als eine be
rechtigtem Zweifel unterliegende Gesctzesauölegnng ange
sehen werden müsse, wornach es wünfchenswerth erscheint, 
in  diesem Belange eine authentische Interpretation der 
einschlägigen Bestimmungen im Wege der Gesetzgebung 
herbei zu führen.

Mehrfache gegenseitige Klagen und nicht unbegrün
dete Besorgnisse, daß einige Waldbesitzer in der Voraus
sicht, daß sic einen Theil des Waldes in Folge der 
Servituten - Ablösung an die Berechtigten werden abtreten 
müssen, übermäßige Waldstocknngen in solchen Wäldern 
vornehmen lassen, wodurch das Object wesentlich entwer- 
thet und zur nachhaltigen Befriedigung des Servitu ts- 
Bercchtigten ungeeignet gemacht w ird , so wie die Erfah
rung, daß in den meisten dieser Fälle die Anwendung 
der bestehenden Forstpolizeigesetze nicht zum Ziele füh rt, 
mußten das Comite zu dem Wunsche führen, daß die 
Verhängung der für solche Fälle nach §. 37 des kais. 
Patentes vom 5. J u li 1853 und nach den §§. 123 und 
124 der Durchfühnmas - Instruction zulässigen Sequestra
tion, so tvie anderer Provisorien an mindere Förmlichkeiten 
gebunden und hievon im Interesse des gefährdeten W ald- 
standes und des landwirthschaftlichen Betriebes häufiger 
als bisher Gebrauch gemacht würde. Eine der vorzüglich
sten Ursachen des langsamen FortschreitenS der Grnnd- 
lasten-Operation liegt inöbcsonderS in einem Theile Obcr- 
krains, in den Ansprüchen des h. Aerars auS dem T ite l 
des landeSfürstlichen Regals und des Reservats-Rechtes 
aller Hoch- und Schwarzwaldungen zu Montanzwecken.

Nachdem Jahrzehente, ja selbst Jahrhunderte ver
strichen sind, ohne daß das h. Aerar von diesem Regale 
einen Gebrauch gemacht, nachdem die einzelnen Waldbe- 
sitzer, es seien dieß ehemalige Dominien, Gewerkschaften 
oder Gemeinden oft durch die doppelte und dreifache Zeit 
der Verjährung m it diesen Waldungen als m it ihrem 
Eigenthume frei geschaltet haben, tr it t nun das h. Aerar

mit diesem landesfürstlichen Reservatsrechte auf, bekämpft 
an der Hand der positiven Bestimmung des bürgerlichen 
Gesetzbuches mit Erfolg die den landesfürstlichen Reser- 
vatsrechten gegenüber unzulässige Einwendung der V er
jährung und Ersitzung des freien Eigenthumes und ver
rückt auf solche A rt zum Abbruche des Vertrauens und 
des Rechtsgefühles der Betheiligten den ganzen bisherigen 
factischen Bestand der Eigenthums- und Besitz-Ver
hältnisse.

Es fä llt außer den Rahmen dieses Berichtes und 
der heutigen Debatte zu erörtern, ob es nach feinem hi
storischen Ursprung ein derlei landesfürstliches Reservat in 
diesem S inne in K ra in  überhaupt gebe; eine in den M i t 
theilungen des juristischen Vereines erschienene umständliche 
und begründete Abhandlung über diesen Gegenstand hat 
in überzeugender Weise diese Frage verneint. H ier soll 
nur bemerkt werden, daß dieses Reservats-Recht anläßlich 
der Servituten - Ablösungsfrage vom h. Acrare auch in 
Krain geltend gemacht werden w il l ,  und daß dieser An
spruch in  seinem T ite l unsicher, in der Erwerbung zwei
felhaft, in seinem Umfange bestritten, allerorts den Anlaß 
zu den weitwendigsten und schwierigsten Verhandlungen 
gegeben, und die so wünschenswerthe schnelle Durchfüh
rung des Ablösungsgeschäftes auf eine kaum absehbare 
Zukunft hinaus geschoben hat.

Diese Verhältnisse veranlaßten, daß in T iro l schon 
in den Vierziger Jahren namentlich m it a. h. Entschließung 
vom 6. Februar 1847 das h. Aerar auf seine Begünsti
gung gegen die Einwendung der Verjährung und E r
sitzung verzichtete, wo sohin in kurzer Zeit zur Befriedi
gung des Volkes die einschlägigen Verhältnisse geregelt 
wurden. Den gleichen Erfolg haben auch die dermal ta
genden Landtage von Salzburg, Steiermark und Kärnten 
angestrebt, und es hat auch das von diesem h. Hause 
gewählte (Semite bei den analogen Hierlands bestehenden 
Verhältnissen anerkannt, daß dem Geschäfte der Grund- 
lasten-Ablösung ein wesentlicher Vorschub dadurch gegeben 
würde, wenn das vom h. Aerare angesprochene Forstre- 
galc, d. i. das landcöfürstliche Reservatsrecht bezüglich der 
Hoch- und Schwarzwaldungen, selbstverständlich unbescha
det der bisher auf Grund desselben erworbenen Rechte 
dritter Personen, aufgehoben, oder daß doch wenigstens die 
Einwendung der Verjährung und Ersitzung fü r zulässig 
erklärt würde. I n  so ferne endlich das h. Aerar selbst 
Eigenthümer von derlei Waldungen erscheint, oder auch 
in so ferne sich solche Wälder in seiner Verwaltung be
finden, würde eine wesentliche Beschleunigung des Ablö- 
sungögeschäftes auch dadurch herbeigeführt werden können, 
daß dem Lande K ra in  jene Begünstigungen zugestanden 
würden, welche von Seiner k. k. Majestät unter dem 3. 
J u li 1861 fü r das Salzkammergut in Oesterreich und 
vom h. k. k. Staatsministcrinm über Ermächtigung S r. 
Majestät unter dem 8. Februar l. I .  Z . 2525 fü r das 
Herzogthum Salzburg zugestanden wurden. Diese Be
günstigungen bestehen im Wesentlichen darin, daß anerkannt 
wurde, daß die durch das k. k. Patent vom 5. J u li 1853 
normale Haltung deö Vertreters des Aerars eine zu 
fiscalische sei, und den W ald allein in ’6 Auge faßte, um 
Geld für das Aerar zu gewinnen, ohne die Bedürfnisse 
der Bevölkerung zu berücksichtigen; daß weiters in diesen 
Wäldern die Holz-, S treu- und Weidebezngs-Rechte nicht 
mehr m it Geld, sondern m it Grund und Boden abgelöst 
werden sollen; daß endlich ein mit unbeschränkter Vollmacht 
ausgestatteter Repräsentant des Aerars für derlei Object, 
abgeordnet würde, der ermächtiget wäre, selbstständig rechts
kräftige Vergleiche abzuschließen, die bereits abgeschlosseneue



wo nöthig, einer Revision zu unterziehen, und sich dabei 
nicht mehr an die Preisbestimmungen der Jahre 1836 bis 
1845, sondern an die dermaligen Preise, oder andere b il
lige Grundlagen zu halten.

D as Comite ist überzeugt, daß, wenn es gelingen 
w ird , die hier angedeuteten Rücksichten zur Geltung zu 
bringen, damit auch der Abwicklung des Grundentlastungs
Geschäftes ein wesentlicher Vorschub gegeben würde; es 
ist aber auch überzeugt, daß die sicherste Gewähr fü r die
sen Erfolg in der Vertrauenswürdigkeit, und dem erprob
ten Charakter derjenigen liege, welche von der S taats
verwaltung zu Commissionsleiteru berufen werden, bei 
deren W ahl daher die größte S o rg fa lt und gewissenhaf
teste P rüfung anzuwenden sicherlich unerläßlich ist.

S o  wie übrigens das Comite keinerlei Anlaß ge
funden hat, an dem Ernste und Thätigkeit der Landes
commission zu zweifeln, ebenso sehr muß es seinen Wunsch 
aussprechen, daß ein M itte l gefunden werde, inSbesonders 
die sehr kostspieligen Commissionsreisen mit aller Strenge 
zu überwachen, und die einschlägigen Partiknlarien mit 
aller S org fa lt zu prüfen.

W as endlich den Umfang der bisherigen Operation 
der Grundlasten-Ablösnngs-Commission und deren Kosteil 
betrifft, so kann das Comite erwähnen, daß bis
Ende 1862   3.066
Anmeldungen eingebracht, hievon ............................ 1.414
beendet, u n d .....................................................................1.415
in  der Verhandlung begriffen,
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noch nicht in  A ngriff genommen waren, und daß sich die 
Kosten hiefür bis Ende 1862 auf 126.300 fl. belaufen 
haben.

A u f Grundlage dieser Erwägungen beantragt daher 
das C om ite :

Der h. Landtag wolle beschließen:
1. Es fei die h. Regierung unter Anschluß einer 

Abschrift dieses Berichtes zu ersuchen, die darin bezüglich 
der Organe und der Durchführung deö Grundlasten-Äblö- 
sungs-Geschäftes ausgesprochenen Wünsche zu berücksichti
gen und nach Thunlichkeit ins Werk zu setzen.

2. Es fei das h. M inisterium zu ersuchen, bei S r. 
k. k. Majestät jene Begünstigungen hinsichtlich der in ärari
schen oder in ärarischer Verwaltung stehenden Waldungen 
vorkommenden Servituten auch für Kram zu befürworten, 
welche dem Salzkammergute in Oesterreich zugestanden 
wurden; endlich

3. es sei das h. Ministerium zu ersuchen, im ver
fassungsmäßigen Wege ein Gesetz ins Leben zu rufen, 
wornach daS landesfürstliche Reservat- und Hochheitsrecht 
au f Hoch- und Schwarzwälder in Kram  mit Berücksichti
gung'der auf dieser Grundlage erworbenen Rechte dritter 
Personen aufgehoben, oder wenigstens die Einwendung der 
Verjährung für zulässig erklärt werde.

P r ä s i d e n t :  Ich eröffne nun über diesen Gegenstand 
die Generaldebatte. Wünscht Jemand der Herren das 
W ort?

Abg. M u l l e y :  Ich erlaube mir nicht als M i t 
glied des Comite, sondern als Abgeordneter im eigenen 
Namen zu dem Berichte des geehrten Herrn Vorredners 
in  Betreff der Lösung der Entschädigung der Aequivalente 
durch Sachkundige, und die dabei herrschenden mannigfalti
gen Mißbräuche einige Bemerkungen anzuführen.

Bei den bestehenden Lokalcommissionen werden häu
fig m it Parteien nach allerhand Vorgängen oft mezzo 
conl’uso, mezzo persuaso Vergleiche abgeschlossen, bei 
denen in der Folge durch Auflösung des natürlichen Ae-

guivalents durch Sachkundige Resultate zum Vorscheine kom
men, die nie im Vergleiche früher vorbedacht, nie beabsichtet 
wurden, ja gegen den W illen der Parteien ausgemittelt 
werden.

Es werden häufig nach vielen kostspieligen Erhe
bungen endlich Vergleiche über den sogenannten Jahres
bedarf abgeschlossen; die Frage hingegen der Lösung des 
Aequivalents in quanto et qua li wird offen gelassen, 
und die Auflösung dem AuSsprnche der Sachkundigen an
vertraut. Meine Herren! in diesem Punkte liegt ein 
Schwerpunkt, cd herrscht hier die größte W illküh r, eS ist 
ein maskirter H interhalt aufgestellt, vermöge wel
chem die redlichst angestrebten Vergleiche zu einer betrü
gerischen Falle gemacht werden.

Ich w ill zur Behauptung dieser meiner Ansicht 
die Herren m it einem kleinen sactischen Beispiele über
zeugen :

D ie Gemeinde Wippach, Gradiška, Semona hat 
einen Vergleich am 1. November 1859 Z . 1765 zur Be
deckung ihrer Holzungsrechte m it der damals tagenden 
Lokalcommission dahin abgeschlossen, daß der Bedarf des 
jährlichen Brennholzes auf 1260 Klafter einvernehm
lich festgesetzt wurde.

Nachdem ihnen aber eine Hutweide bereits früher 
ins Eigenthum abgetreten wurde, so sind dafür 46 W ie
ner K lafter abgezogen worden, sohin verblieb noch das 
Tangens mit 1214 W r. K la fte rn , hiezu kam dann noch 
der Bedarf an Bauholz m it 146 K la fte rn , so daß der 
verglichene jährliche Bedarf auf 1354 K lafter festgestellt 
worden ist.

D ie  Berechtigten dieser 3 Ortschaften mögen nahezu 
bei 300 behauste Besitzungen umfaßt haben. S ie  waren 
in dem guten Glauben, nachdem sie das ziffermäßige 
Quantum m it ihrem Bedarfe in  einem ebenmäßigen Ver
hältnisse gefunden haben, daß sie dabei ein gutes Geschäft 
geschlossen hatten. S ie  waren der festen Ansicht, daß, 
wie beim Cataster %  höchstens eine ganze K lafter Z u 
wachs auf ein Joch berechnet oder angenommen wurde, 
auch in diesem Maße ihnen dann das Tangens der 
Waldftächen zugewiesen werde.

Meine H erren! S ie  werden sich überzeugen, was für 
ein entgegengesetztes Resultat diese commissionell - technische 
Erhebung zur Folge hatte.

Es wurde diese 1354 Klafter-Tangente zu Gelde 
veranschlagt, das Quantum betrug, indem man das Brenn
holz m it i  fl. 55 kr. annahm, und das Bauholz m it 
1 fl. 80 kr. veranschlagte, eine Summe von 2973 fl. 
70 fr. jährliche Rente, oder zu Capital zu 5 F  veran
schlagt einen Capitalsbetrag von 59.474 Gulden.

Nach diesen Grundsätzen schritt man dann zur Lö
sung und Erm ittlung des zu entschädigenden Tangens der 
Waldfläche. Ich  muß die Herren aufmerksam machen, 
daß die Fläche, die ihnen zu Theil wurde, am hohen Berge 
Nanos lieg t, der vom Orte Wippach 6 —  10 Stunden 
entfernt ist. Droben wurde nun im Einvernehmen der Sach
kundigen, deren Namen zu nennen ich mich jedoch nicht 
unterfange, zur Bewerthung geschritten, und darnach in der 
ersten Classe m it 500 fl. in  den folgenden aber m it 300 fl. 
das Joch Waldung angenommen.

Nach diesen Grundsätzen wurde dann verfahren, und 
es ergibt sich, meine Herren, im Anschlage zu 300 fl. das 
Joch gerechnet, eine auf den jährlichen Bedarf von 1354 
Klafter m it 300 behausten Besitzungen enfallende W ald- 
Tangente von 198 Joch 400 Klafter.

Ich brauche, glaube ich, in eine nähere Erläuterung 
dieses schauerlichen Mißverhältnisses nicht einzugehen. A u f



ben ersten Anblick resultirt sich, baß auf jcbe Behausung 
kaum % K l st. jährlichen B edarfes, ober %  Joch für im
m er zugewiesenen W ald es zu stehen kommen.

D a s  ist ein F actu m , meine H e rren ! Ich  frag e , 
kann bie Lanbbevölkerung ein V ertrauen  in solche A uflö
sungen setzen?

I s t  cs glaublich, baß eine gemischte R eg ierungs- 
Commission nach m onatelangem  Z eit- mtb Kostenaufwanbe 
solche M ißgriffe fasse; wo ist hier bas R echtsgefühl, wo ist 
b as  Gewissen, wo ist btc Fachkenntniß von solchen Com- 
m issionsm itgliebern? (B ew egung.)

A ns ber einen S e i te ,  meine H e rren , stöhnen w ir 
un ter beut Drucke ber S te u e rn , w ir ringen nach A bhilfe, 
w ir klagen beit C ataster a n ,  baß er zu hoch seinen R e in 
ertrag  stritt h a t;  n u n , meine H erren ! glaube ich, baß in 
tiefen W alb u n g en , in biesem Objecte nach bett technischen 
steuerämtlichen Erhebungen m it 55  kr. b is höchstens 1 
G ulben  mtb 1 G ulben 5 kr. btc R einerträge Pr. Joch 
firirt stub. W ährenb also w ir um  Nachsicht ber S te u e rn  
au f G rnublage ber Ueberspannung Petitioniren, firirt eine 
anbete Regierungscom miffion basselbe O bject m it 15 fl. 
ttitb 20  fl. p r. Joch. W a s  können w ir b a rau s  fü r ein 
R esu ltat schöpfen?

Ich  würbe g lauben , baß burch solche Lösungen baS 
V ertrauen  nicht geweckt, baß bie Entschäbigung hier keine 
gerechte, sonbern eine gemeine Uebervortheilung ber S e r 
vitutsrechte ist, woburch sie m it Füßen getreten, mtb 
bie lanbwirthschaftlichen Besitzungen, btc au f bas unent
behrlichste B ren n m ate ria l gewiesen stub, m it ihren F am i
lien für immer vernichtet werben.

Vergleiche, so wie Rechte in tiefer Beziehung, meine 
H e rren , glaube ich, müssen ehrlich geschlossen, reblich 
ausgelegt, ttttb eben so reiflich zugehalten werben. N im m t 
bie Lokal-Com m ission tiefe Position  a n ,  ist sic gerecht, 
beut P rincipe  c u iq u e  su u m  getreu , ist sie unbefangen, 
so w irb sie unbestritten auch bie Uebergriffe von ber einen 
wie von ber anbetn  S e ite  zurückzuweisen wissen. H a t 
keine P a r te i  eine Aussicht unter betn M a n te l tiefer Com 
mission eine Uebervortheilung zu gew innen, so w irb sie 
von selbst zu betn Vergleiche sich herbei lassen wollen, 
w eil unbestritten anzunehmen ist, baß ein billiges Uebcr- 
einkommen zwischen beit Berechtigten ititb zwischen beit 
Verpflichteten immer tut beiberscitigen Interesse gelegen 
seht w irb , ttttb bessere V ortheile bieten werbe , a ls  burch 
Entschiebe erreicht werben können. D en n  keine gerechte 
Commission ist int S ta u b e  bie gegenseitigen Rechte ttitb 
Pflichten in  so einer Weise zu berücksichtigen, baß es 
beibeit genehm ttttb gerecht w äre. Ich  w ürbe baher es 
fü r eine vorzügliche Aufgabe ber Commission h a lte n , 
so viel a ls  möglich m it Hinblick aus ben §. 9 bes 
G esetzes, ans ein Uebcreinkommen, au f einen gütlichen 
Vergleich hinzuwirken, jeboch nicht in tiefer R ichtung, 
baß sich lediglich n u r in ber einen Beziehung ber V er
gleiche bebient w erbe, sondern in ber A usd eh n u n g , baß 
zugleich die Vergleiche schon bie Objecte der Entschä
bigung in  q u a n to  e t  q tia li umfassen. Ich  erkenne in 
solchen Vergleichen eine weitere B eförderung sowohl des 
Geschäftes a ls  ber Interessen beider P a rte ie n . D urch einen 
so ausgedehnten Vergleich, wodurch bie Befunbe und A n s 
sprüche ber Sachkundigen entbehrlich gemacht würden, 
w ird nicht n u r das Geschäft wesentlich beschleunigt, son
dern es werden auch bie kostspieligen ttitb w eitläufigen 
E rhebungen , so tute tie  vielseitigen gerechten K lagen ttitb 
Beschwerden ttitb B erufungen  vermieden werden. S o llten  
jedoch btc Lokalcommifsionen, w as  oft der F a ll sein dürfte, 
einen derlei Vergleich nicht zu S tan d e  bringen können,

X X X V I I I .  Sitzung.

so würde ich es ebenso a ls  eine gebundene P flich t der 
Lokalcommission h a lten , daß sie ben W erth  und ben 
E rtrag  des A equivalentes in  einer solchen Weise ermessen 
wolle, daß ein solches N aturalentschäbigungsobject in  ber 
T h a t geeignet ist, beit wirklich erm ittelten oder verglichenen 
Jah rc sb e d a rf zu decken.

Ich  w ill dießfallö keine besondern A nträge stellen, 
indem der geehrte H e rr V orredner ohnehin den G egen- 
ftmib ans eine wirklich sehr gedeihliche und umfassende 
Weise erläu tert hat. W ohl würde ich m ir aber erlauben 
nach Beenbigung ber Spezialbebatte zur ersten Position  
am Schluffe auch noch den Wunsch an  die hohe Landes
regierung nachfolgend auszudrücken:

Nach den W o r te n : in s  W erk zu setzen, „auch w ären  
die Lokal-Comm issionen m it Hinblick au f den §. 9 des 
a. h. P a te n te s  zu beauftragen , nachdrücklichst a u f die 
Nealistrung gütlicher Uebereinkommen zur E rm ittlung  ttttb 
Feststellung des B edarfes sow ohl, a ls  auch ans gleich
zeitige Bestim m ung deö denselben bedeckenden A equiva- 
lenteS in abzutretendem G rund  und B oden hinzuwirken. 
Endlich wolle beit Lokal-Comm issionen tie  genaue B e 
obachtung ber Vorschrift des §. 28  des a . h. P a te n te s  
empfohlen w erden, daß der W erth  und  E rtra g  des abzu
tretenden oder zu theilenden G ru n des den ermittelten ober 
verglichenen B ed a rf auch zur G enüge decke mtb nicht durch 
Illusionen  der Sachverständigen vereitelt werden könne".

P r ä s i d e n t :  Dieser so eben ausgesprochene Wunsch, 
resp. A ntrag  wird bei der Spezialbebatte  a d  N r. 1 näher 
in E rörterung  und zur Beschlußfassung kommen.

Jedoch stelleich bereits hier die U nterstützungsfrage, 
und bitte jene H e rre n , welche den soeben vorgetragenen 
A ntrag  des H errn  M ulley  nnterstützen wollen, sich gefäl
ligst zu erheben. (Geschieht.) E r  ist genügend unterstützt. 
Ich  bitte m ir auch benselben geschrieben herauf zu geben.

Abg. M u l l e y :  Gleich.
P r ä s i d e n t :  W ünscht noch Jem and  in der G e

neraldebatte d as  W o rt?
Abg. v. L a n g e r :  D e r H e rr Abgeordnete M nllcy  

hat in feuriger Rede durch ein B eispiel, bezüglich einer 
W aldservituten - Ablösung bei der Herrschaft W ippach 
darzuthun gesucht, daß bie Berechtigten bedeutende V er
luste erleiden. N u n , ich möchte m ir erlauben , auch die 
Kehrseite solcher Ablösungen in w enigen W orten  zu 
beleuchten.

Ich  bin bereit diesem e i n e n  B eisp iele/w elches bet 
H err M nlley  gegeben h a t, dicßfalls zw ar nicht im gegen
w ärtigen Augenblicke, allein w ann  er es sonst wünscht, 
100 Beispiele entgegen zu stellen, welche in W esenheit 
das Entgegengesetzte' von dem constatiren ivürden, w a s  er 
zu erweisen insbesondere bemühet w a r ;  nam entlich, daß 
die Berechtigten bei der Ablösung zu Schaben kommen. 
Jetzt w ill ich n u r im Gegensatz zu ber Erzählung des 
H errn  M nlley  erw ähnen, baß bei der Ablösung eines 
W eideterra in s, tut A usm aß von 18 Joch , au f welchen 6 
Weideberechtigte gegen Abgabe einer jährlichen G egen
leistung von 9 M erling  H afer zur W eide berechtiget 
w aren , die Ablösung nach A usm aß der A blösnngs-C om 
mission erfolgte, mtb von den 18 Joch m it
Einrechnung der Gegenleistung von jährlichen 9 M erling  
H afer ttitb trotzdem, daß der E igenthüm er der Verpflich
teten die S te u e r  zahlen m ußte, dem Eigenthüm er gar 
wenig verblieb.

W a s  glauben S ie , meine H erren , w as  wurde ihm 
a ls  unbelastetes Eigenthum  noch gelassen?

S ie  werden auch staunen , wenn ich sage: 8 0 0  □  
K lftr. Diese W eideservitnt trotz der Gegenleistung von
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9 Sterling Hafer hatte dennoch zur Fo lge, daß dem 
Eigenthümer der ganze Terra in entrissen wurde, und er 
nur 800 □  K lstr. dieses Grundbesitzes als eigenes unbe
lastetes Eigenthum behalten durfte. —  Es ist bekannt, daß 
alle Waldungen zertheilt werden, daß in den meisten 
Waldungen Crida eröffnet w ird , durch die massenhaften 
Ansprüche und durch die großen Zuweisungen, welche 
den Servitutsberechtigten ertheilt werden. Ich weiß, und 
die Herren kennen alle ein sehr verehrtes M itg lied unse
res Hauses, welchem von einem Besitze von lck.000 Joch 
vielleicht ein Rest von 800 bis 1000 Joch zurück bleiben 
wird. Wenn man dann noch über die Benachtheiligung 
der Berechtigten durch die Servitnten-Ablösung klagt, da 
weiß ich wahrlich nicht, wo die Grundsätze der B illigkeit 
hingekommen wären. Ich weiß Waldungen, welche 
Jahrhunderte hindurch eine große Anzahl von Berechtigten, 
selbst Städte und Güter m it ihren Holzbedarf vollkommen 
gedeckt haben, welche trotz mangelhafter Forstaufsicht noch 
im ganz guten Stande stehen.

Jetzt wird die Servituten - Ablösung in denselben 
vorgenommen; keiner der wirklich Berechtigten bekommt 
einen entsprechenden T he il, weil sich die Anzahl der Ser- j 
vitutansprechenden durch Provokationen, welche nun wie 
Pilze aus der Erde emporsteigen und von den Lokal- 
Commissionen mit offenen Armen empfangen werden, so 
unmäßig vermehrt hat, daß diese Waldungen gänzlich 
vertheilt werden, daß förmliche Crida darüber eröffnet 
w ird. Nach solchen Vorgängen, und nachdem man wohl 
weiß, wie liberal in dieser Hinsicht, sowohl von Seite 
der Verpflichteten, als auch wie freigebig von Seite der 
Commission gehandelt w ird , p r o t e s t i r e  ich h i e r  a u s 
drück l i ch gegen die Ansicht, die H err Abg. M ulley 
ausgesprochen hat, daß den Berechtigten durch die Ser- 
vituten-Ablösungen ein Schade zugefügt würde.

P r ä s i d e n t :  Wünscht noch Jemand in der Gene
raldebatte das W ort?

Abg. M u l l e y :  Ich  bitte ums W ort. N ur ge
gen eine sactische Berichtigung des unmittelbaren Herrn 
Vorredners.

Ich begreife gar nicht, wie ein M ann, der halbwegs 
einen Ueberblick in  die landwirthschaftlichen Bedürfnisse 
hat, von einem angemessenen Resultate in dieser Auflösung 
sprechen könne, wie ich den factischen Sachverhalt die 
Ehre vorzutragen hatte.

Ich glaube, daß m it %  Klafter keine Behausung 
des Jahres auskommen könne; ich gebe zu, daß viel
leicht einzelne Fälle bei Hutweiden in  Unterkrain eine 
günstige Lösung haben, ich bestreite nicht, daß es auch 
edle Herren Verpflichtete, unter denen w ir auch E i
nige hier haben, gegeben hat, die wirklich zu einer bei
spiellosen Zufriedenheit (Anhaltendes B ravo !) aller Be
rechtigten die Lösung selbst angestrebt haben, und ohne 
Auflösung durch derlei Sachkundige vollzogen haben.

Ich  spreche von diesen Mißständen, die nicht verein
zelt stehen, die in  Jnnerkrain größtentheils und allgemein 
sich zutragen.

D er hohen Landesregierung wird bekannt sein, daß 
die vielen Beschwerden, die vielen Klagen nicht ungerecht 
und nicht überspannt sind, sondern sie sind actenmäßig 
belegt.

Uebrigens habe ich den Grundsatz aufgestellt, c u i-  
que suurn.

M a n  soll nicht den Verpflichteten drücken, soll 
aber auch dem Berechtigten seine Aequivalente, die er 
bisher bezogen hat, nicht zu Nichte machen. (B ra vo !)

M an  denke darauf, daß die Landwirthschaft in  den

selben ökonomischen Beziehungen aufrecht erhalten werden 
müsse; man denke, daß nicht Hunderte und Tausende 
von Landwirthschaften dem Interesse eines Einzelnen m it 
Unrecht in  so einer Weise zu Opfer gebracht werden sol
len. (B ra v o !)

P r ä s i d e n t :  Wünscht noch Jemand in der Ge
neraldebatte das W ort?  (Nach einer Pause.) Wenn nicht, 
wünschen H err Berichterstatter noch zu sprechen?

Berichterstatter v. S t r a h l :  Es w ar vorauszu
sehen, daß m it betn Augenblicke, wo man einzelne Fälle 
hervorhebt, der eine dafür, der andere dagegen sprechen 
werde und sprechen müsse, je nachdem das Interesse des einen 
H e rrn , nach der einen oder andern Seite sich hinneiget.

Eben diese Debatte dürfte auch die vollständige 
Rechtfertigung fü r den Bericht des Comite bilden, welcher 
es m it gutem Vorbedacht vermieden hat, alle derlei E in- 
zelnheiten zu vermeiden —  und welcher nur den S tand
punkt eingenommen hat, den ihm die Rücksicht auf die 
Beförderung und Beschleunigung des Geschäftsganges 
vorzeichnete.

I n  eine Jndicatur in  diesem oder .in dem andern 
Falle konnte sich das Comite selbstverständlich nicht 
einlassen, nachdem dieses in die Erecutive gehört, und 
Jeder, der sich durch eine Entscheidung in dieser Rück
sicht verletzt glaubt, ohnehin das Rechtsmittel der Be
schwerdeführung an die höhere Instanz hat.

W ie gesagt, das Comite hat den allgemeinen S tand
punkt festgehalten, und hat nur das Gesetz vor sich ge
habt und angestrebt, in  der Durchführung dieses Gesetzes 
wo möglich Erleichterungen und Beschleunigungen ein
zuführen.

Außer diesem glaube ich nichts bemerken zu sollen.
P r ä s i d e n t :  D ie  Generaldebatte ist geschlossen. 

W ir  gehen nun zur Spezialdebatte über, und hier liegt 
der erste Antrag zur Berathung vor. E r la u te t: (Liest ih n ) :

Uebrigens liegt bereits ein Zusatz-Antrag vor, der
bes Herrn Äbg. Ntulley, der bereits gehörig unterstützt ist. 
Ich eröffne die Debatte über diesen ersten Absatz des Ans- 
schußantrages.

Wünscht Jemand der Herren das W ort?
Abg. D r. T o m a n :  Ich  bitte um das W ort.
D ie Zeit ist sehr kostbar, daher werde ich nur we

nige Worte zur Begründung eines formellen Antrages 
zum Punkte 1 vorbringen. Es ist bisher bei den Be
schlüssen nicht der Gebrauch gewesen, daß das Haus a u s 
drück l i ch den Beschluß gefaßt hätte, daß die M otive 
des bezüglichen Antrages und Beschlußes weiter mitgetheilt 
werden möchten.

Dieses versteht sich von selbst, und so glaube ich, 
w ird sich auch in  diesem Falle von selbst verstehen, daß 
die stenographischen Berichte und überhaupt die Berichte 
des Comites selbst an die hohe Regierung gelangen wer
den, daß es daher nicht nothwendig ist, noch insbesondere 
hier den Beisatz zu machen „unter Anschluß einer Ab
schrift dieses Berichtes". Dieses bemerke ich deßhalb, 
weil nach meiner Ansicht die M otive nicht vollständig, in 
allen Punkten ganz richtig sind, und daher ergänzt ober 
berichtiget werden müßten, was wieder einen langen 
Kampf, eine lange Debatte hervorrufen würde.

Ich fü r meinen Theil werde mich enthalten, solche 
Ergänzungen oder Berichtigungen vorzubringen, wenn das 
hohe Haus meinen an sich selbstverständlichen Antrag 
annehmen w ird , welcher Antrag dahin geht, daß die 
Worte „unter Anschluß einer Abschrift dieses Berichtes" 
ausgelassen werden, weil, wenn w ir m it einem Beschlusse 
zugleich diesen Passus aufnehmen, w ir bestätigen, daß



w ir  den Grundsatz anerkennen, in  v e rb a  m a g is tr i j u -  
r a r e ; aber in A lle s , was der löbliche Ausschuß in sei
ner ausgezeichneten A rbe it geliefert ha t, könnte der eine 
oder der andere nicht einstimmen; ich fü r  meine P e r
son nicht.

P r ä s i d e n t :  W ird  dieser A n tra g  deS H errn
D r . Tom an unterstützt oder nicht?

Berichterstatter v. S t r a h l :  Ich  bitte um das
W o rt im  Namen des Ausschusses, tveil ich im  Namen 
desselben die Erklärung abgeben kann, daß, nachdem der 
A n trag  des H errn  D r . Tom an nu r eine Formsache betrifft, 
der Ausschuß sich diesem Antrage anschließt.

E s  w ar die Absicht nicht die, damit der h. Regie
rung zu sagen, oder irgend Jemanden, er möge schwören 
in  v e rb o  m a g is t r i , sondern ganz einfach die, daß hier 
im  Absätze 1 nicht die einzelnen Punkte wiederholt werden 
w o llten , die im  Verlaufe des Berichtes a ls Wünsche 
erklärt worden sind, deßhalb hat man gedacht, sich kurz 
zu fassen, eine Abschrift des Berichtes anzuschließen und 
au f die Wünsche, die in  d i e s e m  Berichte enthalten 
sind, hinzuweisen. Indeß, wie gesagt, ist das eine Sache 
der Form  und der Ausschuß hat gegen den A n trag  des 
H errn  D r .  Tom an nichts zu erinnern.

P r ä s i d e n t :  D a  der verehrte Ausschuß den
A ntrag  des H e rrn  D r .  Tom an als den seinigen erklärt 
h a t, so entfä llt die Unterstützungsfrage. Wünscht noch 
Jemand der Herren zum Punkte 1 des A usschuß-A ntra
ges das W o rt?

Abg. D e  sch m a n n :  Ich  weiß nur nicht, wie der 
erste A n trag  des Ausschusses zu lauten hätte? E r  müßte 
lauten: „E s  ist die h. Regierung zu ersuchen, die da rin " 
— w o rin ?  —  „bezüglich der Durchführung u. s. w . zu 
berücksichtigen".

ES entfä llt dann der ganze erste Wunsch; ich nehme 
daher diesen Wunsch nach dem Antrage, tote er ursprüng
lich lau te te , und den der Finanz - Ausschuß fa llen ließ, 
a ls meinen eigenen an , und bitte ihn a ls solchen zur 
Abstimmung zu bringen.

Berichterstatter v. S t r a h l :  D a r f  ich noch tun
das W o rt b itten? E s  ist selbstverständlich, daß das 
Wörtchen „d a r in "  jetzt keinen S in n  habe, der ganze §. 1 
würde daher lau ten : „E s  sei die h. Regierung zu ersu
chen, nachstehende Wünsche zu berücksichtigen", und es 
werden die Wünsche Punkt fü r P unk t, w ie sie im  Berichte 
erwähnt sind, aufgeführt werden.

Abg. D e s c h m a n n :  Ich  bitte nochmals tun das 
W ort, H e rr Vorsitzender.

E s  sind wohl Wünsche in  zwei und drei ausge
sprochen, allein es sind auch Wünsche bezüglich der Durch
führung des Grundlasten - Ablösungs-Geschäftes vorhan
den, diesem ersten Wunsche schließt sich namentlich jener 
des H e rrn  Abg. M u lle y  an, daher ich glaube, daß jeden
fa lls  dieser Wuitsch als der erste angeführt werden müßte, 
in  der A r t  und Weise, wie er ans den Berathungen des 
Ausschnsscs hervorgegangen ist. (Abg. M u lle y  meldet sich 
zum W o rt.)

P r ä s i d e n t :  Ic h  b itte , ich muß nun jetzt, nach
dem der verehrte Ausschuß den bezüglichen Passus in  
N r. 1 fallen ließ, und der H e rr Abg. Deschmann diesen 
A n trag  a ls den seinigen stellt, nach der Geschäftsordnung 
zuerst die Unterstütznngsfrage stellen. Ic h  bitte jene Herren, 
welche den A n trag  des H e rrn  Deschmann, welcher dahin 
geht, daß die W orte „un te r Anschluß einer Abschrift 
dieses Berichtes" zu verbleiben haben, unterstützen, auf
zustehen (Geschieht), er ist gehörig unterstützt. Wünscht 
noch Jemand der Herren das W o r t ?

Abg. M u l l e y :  Ich  kann nur nicht begreifen,
was fü r eine Verfänglichkeit der H e rr D r .  Tom an in 
dem erblickt, daß der h. Landesregierung zugleich auch die 
M o tiv iru n g  dieser Wünsche, näher m itgetheilt werde. Ich  
schließe mich daher dem Antrage, wie ihn das Com ite 
beschlossen und wie ihn H e rr Deschmann hier vorgebracht 
hat, an.

Abg. D r .  T o m a n :  Ich  bin aufgefordert durch 
den unmittelbaren H e rrn  Vorredner nur ein P a a r Sekun
den der Z e it in  Anspruch zu nehmen, w e il ich trotzdem 
mich nicht auf das Feld hinanölocken lassen w i l l ,  auf 
welchem eine sehr große Debatte entbrennen würde. B is 
her ist es nicht Üebung gewesen, daß die M o tiv e  als 
solche znm Beschlusse erhoben würden. Ich  kann nicht allen 
M o tiv e n , die im  Berichte enthalten sind, beistimmen, 
vielleicht auch andere nicht. Ich  w ill nicht diese M o tive  
hervorhcbett, w e il sie schon sonst Gegenstand des Z w e i
fels und der Debatte geworden sind, ich respcctire die 
kostbare Z e it,  berufe mich au f die Uebung aller P a r la 
mente, auf die Uebung in  unserm Hause, baß w ir  M o tive  
als solche niemals zum Beschlusse erhoben haben. E s 
handelt sich hier um die S ty lis trting  des Punktes 1, näm
lich daß der h. Regierung die Wünsche bekannt gegeben 
werden, welche hinsichtlich der vorliegenden Fragen zu gel
tenhaben. Daß aber diese M o tive  ih r  als Beschluß bekannt 
gegeben werden, ist nicht nothwendig, und von unserer Seite 
noch nie geübt worden. Dieses zur A u fk lä run g ; darin 
ist kein H in te rh a lt, darin ist rein die Berücksichtigung 
der vorgeschrittenen Z e it; daß ich aber auch Recht gehabt 
habe, w ird  sich zeigen bei Punkt 3. W enn zu Punkt 1 
der vom verehrten Ausschüsse anerkannte, von m ir ge
stellte A n trag  in t Hause fallen sollte, dann w ird  die 
Nothwendigkeit sich zeigen bei Punkt 3 darüber zu reden, 
was ich jetzt unterlassen wollte, w e il ich dann den Wunsch 
habe, daß ich wenigstens berichtigen kann die unrichtigen 
M o tiv e , w ie sie darin angegeben sind, und daß diese 
berichtigteit M o tiv e  auch die Negierung erhalte , damit 
sie sehe, daß einzelne M itg liede r des Hauses nicht m it 
allen Ausschuß - M o tive n  einverstanden sind.

Abg. B r o l i c h :  Ich  stelle den A n tra g , daß A rtike l 
1 zuletzt zur Abstimmung gebracht werde. Jedem Herren 
steht es f re i,  sich nicht nur über einzelne A rtike l auszu- 
sprechen, sondern auch, wenn andere Anträge über die 
M o tive  gestellt werden. W enn aber alle 3 A rtike l ange
nommen werden, so sind wesentlich auch die M o tiv e  a ls 
solche anzunehmen, und ich würde zuletzt nur den A ntrag 
stellen: „un te r Anschluß einer Abschrift dieses Berichtes 
m it dem bezüglichen stenographischen Berichte". D a s  
verfängt durchaus nicht, wenn man der Regierung die 
M o tive  des Ausschusses m itth e ilt; ist einer damit nicht 
einverstanden, w ird  er sich ohnehin darüber aussprechen 
und die stenographischen Berichte werden seine gegenthei- 
ligen Ansichten enthalten.

P r ä s i d e n t :  H e rr B rolich haben zwei Anträge 
gestellt. D e r erste A n trag  lautet dahin, daß tote von 
P ost-N r. 1 des Ausschußantrages hier Umgang nehmen 
und erst nach P ost-N r. 3 dießfalls zur Vollberathung und 
Schlußfassnng übergehen sollen.

D e r zweite A n trag  geht dahin, daß nebst dem vom 
H errn  Deschmann beliebten Passus „un te r Anschluß einer 
Abschrift des Berichtes" auch noch der weitere Zusatz 
stattfände, nämlich „nebst den stenographischen Berichten 
der heutigen S itzung". Werden diese beiden Anträge 
unterstützt? (N iemand erhebt sich.) S ie  sind gefallen.

Abg. D r .  T o m a n :  H e rr P räsident! Ic h  bemerke,
v



daß ich meinen A n tra g , der dnrch H errn  Berichterstatter 
besser sorm nlirt worden ist, zurückziehe.

P r ä s i d e n t :  Ich  habe d as  fü r bekannt ange
nommen. —  W ünscht noch Jem and  der H erren  zum ersten 
A ntrage deS Ausschusses das W o r t?  (N ach einer P ause .) 
W enn nicht, so erkläre ich die D ebatte  für geschlossen 
und w ir können nun  zur Abstimmung über P ost 1 schreiten.

E s  liegen hier drei A nträge vor. D e r erste A ntrag  
ist der durch H e rrn  Deschmanu aufgenommene. E r  lautet 
folgenderm aßen: „ E s  sei die hohe R egierung unter A n 
schluß einer Abschrift dieses B erichtes zu ersuchen, die 
darin  bezüglich der O rg an e  und der D urchführung des 
G ruudlastenablösungsgeschäftes ausgesprochenen Wünsche 
zu berücksichtigen und nach Thunlichkeit in s  W erk zu setzen".

D e r 2. A ntrag  ist der des Ausschusses, welcher sich 
dem A ntrage des H errn  D r . T o m an  aecommodirt hat. E r  
lau te t d ah in : P o s t 1. „ E s  sei die h. R egierung zu 
ersuchen, nachstehende Wünsche zu berücksichtigen".

A ls  3. P un k t kommt ein Zusatzantrag des H errn  
M ulley , folgendermaßen lau tend : „ D e r h. Landtag wolle 
zur Position  N r. 1 am  Schlüsse zu Den W o r te n , ins 
W erk zu setzen" folgenden Zusatz beschließen: „auch w ären  
die Lokalcommissiouen m it Hinblick aus §. 9 des allerh. 
P a te n te s  zu beauftragen, nachdrücklichst au f die R ealisirung 
gütlicher Uebereiukommen zur E rm ittlung  und Feststellung 
deS B edarfes sowohl, a ls  auch au f gleichzeitige Bestim 
m ung des denselben bedeckenden A equivalentes in  abzu
tretendem G ru n d  und B oden hinzuwirken. Endlich wolle 
den Lokal-Commissionen die genaue Beobachtung der V o r
schrift des §. 28  des a. h. P a te n te s  empfohlen werde», 
daß der W erth  und E rtra g  des abzutretenden oder zu 
theilenden G ru n des den erm ittelten oder verglichenen B e 
d a rf auch zur G enüge decke und nicht durch Illusionen  der 
Sachverständigen vereitelt werden könne".

Nach dem S ta n d e  der A nträge finde ich es ange
messen, den A n trag  des H e rrn  A bg. Deschmaun zuerst 
zur Abstimmung zu b rin g en , indem er offenbar weiter 
gehend ist, a ls  der A usschußautrag. W ird  nun  der A n
trag  des H errn  Deschmaun angenommen, so kommt dann 
d as  Zusatzamendement des H e rrn  M ulley  zur A bstim m ung; 
w ird aber der A ntrag  des H e rrn  Deschmann abgelehnt, 
so kommt der A ntrag  des H e rrn  D r . T o m an  resp. des 
Ausschusses zur A bstim m ung, welcher jedoch, w enn er 
angenommen w ürde, zur Folge h ä tte , daß ich nicht in 
der Lage w äre  das Amendement des H errn  M ulley  hier 
zur Abstimmung zu b ringen , indem u n s  die Sache nicht 
zusammen gehen würde. (R u se : w ohl! a ls  letzter W unsch! 
a ls  Zusatz zu Den anderen W ünschen!) W ir werden 
sehen, wie es heraus kommt.

Ich  bringe also Den A ntrag  des H errn  Desch
m aun zuerst zur A bstim m ung, welcher la u te t: (L iest 
denselben.) Jen e  H e rren , welche m it diesem A n trag e , 
der ursprünglich auch der A ntrag  des Ausschusses 
w a r ,  einverstanden sind, bitte ich , sich zu erheben. 
(Geschieht.) E r  ist abgelehnt.

Ic h  bringe nun den A ntrag  des Ausschusses, zugleich 
auch den A ntrag  des H errn  D r . T o m an  zur Abstimmung, 
welcher la u te t:  (L iest denselben.) Je n e  H erren , welche 
m it diesem A ntrage einverstanden sind, bitte ich, sich zu 
erheben.

Abg. D r . T o m a n :  Ic h  bitte, meinen A ntrag
habe ich a ls  selbstständigen zurückgezogen, der Ausschuß 
ha t ihn in eine bessere Form  gebracht, daher habe ich ihn 
a ls  meinen zurückgezogen.

P r ä s i d e n t :  E s  ist d as  näm liche, ich habe ihn

n u r in der S ty lis iru n g  des A usschußantrages zur Abstim
mung gebracht.

Abg. D r . T  o m a  n : J a  w o h l!
P r ä s i d e n t :  Ich  habe n u r bem erkt, daß er 

identisch ist m it dem Ih r ig e n .
Abg. D r . T o m a n :  M e in  A ntrag  ist schlechter 

gewesen, weil ich au f die weitere S ty lis iru n g  des P un k tes 
nicht Rücksicht genommen habe, der B erichterstatter aber 
ha t Rücksicht genommen.

P r ä s i d e n t :  Also ich bitte nochm als über Den 
A usschußantrag abzustimmen. E r  la u te t:  (L iest densel
ben nochm als.) Je n e  H e rre n , welche m it demselben ein
verstanden sind, bitte ich, sich gefälligst zu erheben. (G e 
schieht.) E r  ist angenommen.

N un  bringe ich also a ls  P osition  2  das S u b am eu - 
Dcment des H errn  M ulley  hier zur A bstim m ung, nach
dem daö h. H a u s  Den Wunsch geäußert h a t, daß er hier 
zur Abstimmung kommen soll; Denn w ir haben in  der 
Position  1 beschlossen, daß Die h. R egierung nachstehende 
W ünsche berücksichtigen möge —  nun  ist aber noch gar 
kein Wunsch feststehend . . .

Berichterstatter v. S t r a h l :  Eben deßwegen w ürde 
ich noch bitten, die Position 1 an  den Ausschuß zurückzu
weisen , dam it er diese Wünsche fo rm u li« , so wie sie a u s  
dem V orkrage ersichtlich geworden sind. (B ra v o !  und R ufe : 
R ic h tig !)

P r ä s i d e n t :  W ird  dieser A ntrag  des H errn  v. 
S tr a h l  unterstützt? (Geschieht.) E r  ist hinreichend un ter
stützt. Ich  bringe denselben sogleich zur Abstimmung. 
Je n e  H e rre n , welche m it diesem A ntrage des H erren  v. 
S t r a h l  einverstanden sind, bitte ich, sich gefälligst zu 
erheben. (Geschieht.) E r  ist angenommen. E r  w ird 
daher dem Ausschüsse zur S ty lis iru n g  und Richtigstellung 
m itgetheilt werden. Jedoch über den A ntrag  des H errn  
M ulley  muß ich doch abstimmen lassen.

A bg. D r . T o r n a u :  E s  könnte über diesen Wunsch 
m it den andern W ünschen, wie sie der verehrte Ausschuß 
vorlegen w ird , abgestimmt w erden , w eil ja  alle Wünsche 
jetzt noch in s u s p e n s o  sind. (v. S t r a h l : W enn  er jetzt 
angenommen w ird , so kommt er dann so hinein.)

P r ä s i d e n t :  Ich  sehe mich bemüssigt, da sich 
der Ausschuß vorbehalten h a t,  die heutigen Beschlüsse im 
ersten A ntrage zu form ulireu, diesen A ntrag  zur Abstim
m ung zu bringen. E r  la u te t:

„Auch w ären Die L o k a l-Commissionen m it Hinblick 
au f §. 9 des allerh. P a te n te s  zu beauftragen, nachdrück
lichst au f die R ealisirung  gütlicher Uebereiukommen zur 
E rm ittlung  und Feststellung des B ed arfes  sow ohl, a ls  
auch au f gleichzeitige Bestim m ung des denselben bedecken
den A eguivalen tes in abzutretendem G rund  und B oden 
hinzuwirken."

Je n e  H e rre n , welche m it diesem A ntrage einver
standen sind, bitte ich, sich gefälligst zu erheben. (G e 
schieht.) E r  ist angenommen.

D e r  zweite Wunsch lau te t:
„Endlich wolle den Lokal - Commisstouen Die genaue 

Beobachtung der Vorschrift des §. 2 8  des allerh. P a te n 
tes empfohlen w erden, daß der W erth  und E rtra g  des 
abzutretenden oder zu theilenden G ru n des den erm ittelten 
oder verglichenen B ed a rf auch zur G enüge decke und nicht 
durch Illu sio nen  der Sachverständigen vereitelt werden 
könne".

Ich  bitte jene H e rren , welche diesen A ntrag  anneh
men w ollen , sich zu erheben. (Geschieht.) E s  ist die 
M a jo r itä t. E s  w ird also Dem Ausschüsse vorbehalten sein.



diese beiden Zusatzanträge im ersten A ntrage zn formu- 
lireu. W ir  kommen nun zum zweiten A ntrage. E r  la u te t :

„ E s  sei daS h. M inisterium  zu ersuchen, bei S r .
k. k. M ajestä t jene B egünstigung hinsichtlich der in ärarischen 
oder in ärarischer V erw altung  stehenden W aldungen vor
kommenden S e rv itu ten  auch fü r K ra in  zu befürworten, 
welche beut Salzkam m ergute in  Oesterreich zugestanden 
w urden".

W ünscht Jem and  der H erren  das W o r t?
Abg. D e  sch m a n n :  Ich  bitte um  das W ort. 

H e rr P räsid en t werden m ir gestatten, bei der D ebatte  
über den P unk t 2 auch den dritten P u n k t zugleich einzu- 
beziehen, da dieselben im Zitsamm cnhange stehen, und ich 
einen A ntrag  zu stellen gesonnen bin, welcher diese beiden 
Punkte berührt. Ich  finde es ganz natü rlich , daß der 
H e rr  Abg. D r . T om an  m it den M otiven , welche der A u s
schuß in  seinen Berichten vorgebracht hat, nicht allsei
tig einverstanden ist, indem ich eben eines dieser M otive 
dazu benützen w ill, um  zu zeigen, daß der zweite A ntrag  
dnrchgehends m it dem angeführten M otive in keinem Z u 
sammenhange stehe, ja  daß derselbe ein gefährliches P r ä 
judiz enthält. E s  w ird in dem Berichte des Ausschusses 
erw ähnt, daß in den M ittheilungen  der juridischen Gesell
schaft in  Laibach eine A bhandlung erschienen sei, welche 
d as  l. f. R eservat in K ra in  ausführlich beleuchtet. E s  
w ird  zugleich gesagt, daß in  dieser A rbeit das l. f. R e
servat in jener T ragw eite , wie nun  das M o n ta n  -A erar 
dasselbe zur Durchsetzung seiner Ansprüche bezüglich der 
Hoch- und Schw arzw älder in O berkrain  ausbeuten  w ill, 
in  K ra in  n iem als bestanden habe. E s  w ird und zw ar 
m it Recht e rw äh n t, daß dieses m it überzeugenden G rü n 
den nachgewiesen worden ist.

W enn  nun überzeugende G ründe es w a re n , welche 
in  beut bezüglichen Aufsätze geliefert worden sind, w enn 
der Ausschuß selbst dieses erk lärt, so sehe ich nicht e in , 
wie er einen A ntrag  stellen konnte, wie er un ter N r. 2 
vorkom mt, da in diesem Punkte des l. f. R eservates in 
K ra in  aus Hoch- und Schw arzw aldungen nicht im S in n e  
jener A bhandlung gedacht ist. Ich  w ill diesen G egenstand 
n u r  in K ürze berühren , und S ie  können versichert sein, 
daß ich I h r e  kostbare Z eit nicht über d as  nothwendigste 
M a ß  in  Anspruch nehmen werde.

D a s  l. f. R eservat in  K ra in , überhaupt das Reser
va t au f Hoch- und Schw arzw aldungen, ist ohnehin schon 
durch die l. f. V erordnungen ganz klar und deutlich defi- 
n ir t  w orden, es heiß t: D a s  eingeführte l. f. R eservat ist 
nämlich d ie  V e r p f l i c h t u n g  d e r  E i g e n t h ü m e r  d e r  
H o c h -  u n d  S c h w a r z w ä l d e r  d i e  ' W a l d p r o d u e t e  
a u s  d e n s e l b e n  a u s s c h l i e ß l i c h  o d e r  v o r z u g s w e i s e  
d e m B  e r  g b a u e z u  w i d m e n. E s  ist dasselbe keineswegs 
irgend eilt E igenthum srecht des A era rs  au f die Hoch- und 
S chw arzw aldungen, da cs n u r den Zweck h a t, den 
B ergbau  im Lande zu schützen, und a ls  ein solches
l. f. Reservat besteht es in ganz K ra in , nicht n u r in 
O berk ra in , sondern auch in U n te rh ä lt . A ls  im Ja h re  
1635  eine Gewerkschaft bei Ratschach sich beschwerte, daß 
ih r die dortige Herrschaft nicht das nöthige Holz au sw eist, 
so nahm  sich der damalige Bergrichter N am ens W urzer 
der Gewerkschaft an , er führte die K lage beim V iee-D om - 
amte in Laibach, und es wurde die Herrschaft gezwungen, 
dem betreffenden Gewerke gegen entsprechende B ezahlung 
d as  nothwendige Holz zuzuweisen. Aehnliche F älle  haben 
in  U n te rh ä l t  an  der K ulpa  ftattgefnnden, wo es sich 
ebenfalls um Ansprüche von Gewerkschaften au f Holz in 
den W aldungen , welche dem G rafen  Lankeviö gehörten, 
gehandelt hat, auch dort hat sich der damalige B crgrichter

der Gewerke angenom m en, und vermöge des l. f. Reser
vates ans Hoch- und Schw arzw aldungen m ußten die H e rr
schaften um  ein zu treffendes E n tgelt den Gewerkschaften 
das Holz liefern. Ich  führe w eiters eine a. h. E n t
schließung an, w orin  cs heißt, daß in Gegenden, wo der
malen ein B e rg b au  noch nicht besteht, die K reisäm ter fü r 
diese Z eit und n u r bis zu einem erhoben werdenden B e rg 
baue oder H am m erw erksgaden die Aufsicht über Hoch- und 
Schw arzw aldungen zu führen haben. S o  also ist d as  
Oberaufsichtsrecht des S ta a te s  zum V ortheile des B e rg 
baues int Lande K ra in  seit alten Zeiten ausgeüb t worden.

E s  wurde dieses l. f. R eservat zuerst vom Kaiser 
M arim iliam  I. 1517 aufgestellt; da m an jedoch überall 
Proteste dagegen erhob, w urde es später von Ferdinand 
1553 speciell fü r K rain , sodann von Erzherzog C arl 1575 
neuerlich eingeführt. E s  bestanden dam als im Lande 
sogenannte B ergrich ter, welche die Interessen des B erg 
baues in  dieser Beziehung zu vertreten hatten. U nter 
Kaiser Jo se f endlich erschien eine a. h. Entschließung, 
worin dieses B ergregale einstweilen suspendirt wurde. 
D a m a ls  w ar der letzte Bergrichter in K ra in , und cs w ur
den die Bergsustentationcii eingeführt, deren Agende sich 
nur a u f das montanistische erstreckte, w ährend die eigent
liche Oberaufsicht über die W aldungen an die politischen 
Behörden überging. W enn  nun die Verhältnisse des l. f. 
R eservates derart in K ra in  sind, und es auch seit jeher 
w aren, so sehe ich, meine H erren , nicht e in , wie denn 
laut des zweiten A ntrages des Ausschusses das Land 
K rain  parificirt oder in eine A nalogie gestellt w ird m it 
dem Salzkam m ergute. I n  S a lzb u rg  gehörten die jetzt 
ärarischen W aldungen dem ehemaligen Erzstifte S a lzb u rg  
und es hat die spätere österreichische R egierung nicht etwa 
bloß wegen des l. f. R ese rva tes, sondern auch a u s  a n 
dern T ite ln  daS Eigenthum  jener W aldungen beansprucht. 
D a s  M o n tan -A era r ist ferner Eigenthüm er der W aldungen 
im Salzkam m ergute, w o , wie Ih n e n  bekannt ist, bedeu
tende Salzbergw erke sich vorfinden. I n  K ra in  gehörten 
zu den eigentlichen M ontanw aldungen  n u r die W aldungen 
deö B erg am tes J d r i a ,  sonst besitzt das A erar in K ra in  
keine M ontanw aldungen.

W ie können w ir hiernach hier einen Wunsch auS- 
sprechen, w orin  es heißen w ürde, daß es in O berkrain 
ärarische W aldungen  gebe; selbst dort, wo eine V erw al
tung des A e ra rs  vorhanden ist, wo eine Sequestra tion  
eristirt, steht diese in keinem Zusam menhange m it den 
Eigenthum s-A nsprüchen des A era rs .

D ie  Sequestra tion  wurde darum  eingeführt, um den 
B ergbau  in O berkrain zu sichern, um die W aldungen vor 
D evasta tionen , welche in  so bedauerlicher Weise stattge
funden haben , zu schützen. W a s  den dritten A ntrag  des 
Ausschusses betrifft, so conformirt sich derselbe den A n trä 
gen, welche dießbezüglich von den verschiedenen Landtagen 
in K ärn ten  und S teierm ark  gestellt worden sind. E r  geht 
nämlich d a rau f hin, daß das l. f. Reservatörecht aufgeho
ben werden m öge, m it Berücksichtigung der au f dieser 
G rundlage erworbenen Rechte dritter Personen. I n  die
ser B eziehung, meine H erren , muß ich n u r anführen, daß 
fchon A rt. 4  des Berggesetzes diese Rechte w a h rt, indem 
eö dort ausdrücklich heißt, „daß an de» in ä ltern  B e rg 
gesetzen enthaltenen Bestimm ungen über das l. f. H oheits
recht hinsichtlich der W aldungen nichts geändert w ird, und 
daß a u f gleiche Weise alle Rechte, welche den Besitzern 
von B erg - und Hüttenwerken oder andern Personen a u s  
V erträg en , a u s  V erleihungen nach älteren Bergwerkge
setzen oder a u s  andern rechtsgiltigen T ite ln  in Beziehung 

I au f den Besitz, oder die Benützung der W aldungen  oder



W üldtheile , auf Forstservituten, au f B ergw eiden und in  
Beziehung aus andere V erhältnisse, welche keinen G egen
stand des Berggesetzes au sm ach en , zukommen, in soferne 
sie nicht durch sonst erflofsene V erfügungen inzwischen 
Aenderungen erlitten haben, von diesem Gesetze, unberührt 
bleiben".

ES wird w eiter gewünscht, daß gegen dieses l. s. 
Reservat wenigstens die E inw endung der V erjährung  fü r 
unzulässig erklärt werde. E s  ist dieß eine juristische A n
schauung, bezüglich welcher p ro  und c o n t r a  sich verschie
dene S tim m en  erhoben haben. N u n  weiß ich nicht, ob 
die R egierung einem derartig  ausgedrückten Wunsche
Rechnung tragen  w erde, doch scheint m ir daö Wichtigste 
darin  zu liegen, ob überhaup t die R egierung von dem 
angesprochenen Rechte abgehen werde oder nicht.

Ich  übergehe nun  zu einem m ir sehr wichtig scheinenden 
Punkte, welcher schon vom H e rrn  Brolich bei B egründung sei
nes vor w enigen T ag en  eingebrachten A n trages angeführt 
worden ist. Ich  vermisse im Ausschuß-Berichte irgend eine 
Bezugnahm e au f den Brolich'schen A n tra g , obwohl die 
beiden su b  2 und 3 hier ausgesprochenen W ünsche die
sen nämlichen Gegenstand berühren.

I n  den Bezirken R ad m an n sd orf und K ronau  bean
sprucht das h. A era r zu Folge seiner Auffassung des l. f. 
R eservatsrechtes das E igenthum  der Hoch- und S chw arz
w aldungen , obwohl ein Hofdecret vom 3. Septem ber 
1847 ganz deutlich sagt und unzweideutig sich dahin 
ansspricht, „daß die W aldung  l lo v c a  zw ar eine für B e rg 
werke vorbehaltene, aber keine l. f. R eservats - W a l
dung sei".

E s  w urden im J a h re  1 8 4 9  von S e ite  der Gewerk
schaften K ropp und E isu e rn  K lagen  laut, daß sie G efahr 
laufen den B erg b au  einstellen zu müssen, indem die dorti
gen Verhältnisse sich seit der A ufhebung des l. f. Reser
vates durch die Josefinische V erordnung in einer A rt ge
staltet haben, welche dem B ergbaue keineswegs günstig ist. 
D a s  M o n ta n -A e ra r ha t nun  in Folge jener wiederholten 
K lagen dem l. s. Reservate eine viel ausgedehntere Rich
tung gegeben.

E s  wurde ein l. f. B eam te betrau t, die dießfälligen 
Erhebungen zu pflegen, er ging von Gemeinde zu G e
meinde, und ließ sich von denselben die E rklärung geben, 
daß die zwischen der S a v a  und Zeier liegenden W ald u n 
gen seit jeher l. f. E igenthum  w aren , wogegen wohl spä
ter die Gemeinden sich ausdrücklich erklärten, daß sie diese 
Erklärungen nie in  jenem S in n e  abgegeben haben konnten. 
I n  Folge dieser protokollarischen Einvernehm ungen der 
Gemeinden hat d as  h. M o n ta n -A e ra r  die Ansprüche ans 
das E igenthum srecht dieser W aldungen  erhoben, und die
selben seit dem J a h re  1859  theils im Rechtswege a n 
hängig gemacht, theils bei der S erv itu ts-A b lösungs-C om - 
mission in  R ad m an n sd orf angemeldet. E s  ist das eine 
A ngelegenheit, welche die Interessen von ganz O berkrain 
gewiß im höchsten G rade berührt. Ic h  wünsche gewiß 
den Schutz des dortigen B erg b au es, allein  ich sehe nicht 
ein, w aru m  w ir m it der A nnahm e des A ntrages des 
Ausschusses, wie er bier vorliegt, auch aussprechen sollen, 
daß es in O berkrain  ärarische W aldungen  gebe. E s  ist 
das eine S a c h e , von der m an jetzt höchstens sagen kann, 
n o n  l iq u e t!  J a ,  wie es in der vom Ausschüsse m it 
Recht so lobend erw ähnten A bhandlung nachgewiesen 
ist, hat es in K ra in  n iem als in  jenem S in n e  ärarische 
R ese rv a t-W ald u n g en  gegeben, wie im Salzkam m ergute. 
Ich  glaube daher, daß in E rw äg u n g  dieser Umstände, so 
wie der M otive , welche der Ausschuß angeführt h a t ,  ein 
viel energischerer S c h ritt bei der R egierung zu thun w äre.

D e r Ausschuß führt ja  in seinen M otiven  selbst a n ,  „es 
trete nun  das h. A era r m it dem l. f. Reservatsrechte auf, 
es bekämpft an der H and  der positiven Bestim m ungen des 
bürgerlichen Gesetzbuches m it E rfo lg  die den l. f. Rescr- 
vatsrechten gegenüber unzulässige E inw endung der V er
jährung  und Ersitzung des freien E igenthum s und ver
rückt auf solche A rt zum Abbruche des V ertrau en s und 
deS R echtsgefühls der B ctheiligten den ganzen bisherigen 
factischen Bestand der E igenthum s- und Besitzverhältnisse".

W eiterö  heißt eö in dem Ausschußberichte, „daß diese 
Ansprüche deS A crarS  A nlaß  geben zu den wcitwendigsten 
und schwierigsten V erhand lungen , welche die so wünschenS- 
w erthe schnelle D urchführung des A blösungs-G eschäftes 
au f eine kaum absehbare Zukunft hinausgeschoben haben". 
M eine  H e rren , wenn der Ausschuß selbst solche M otive 
a n fü h rt, so ist eö wohl die Pflicht der V olksvertretung 
m it einem A nträge zu kommen, welcher bezweckt, daß alle 
diese Uebelstände, wie sie hier in  so lebhaften F arben  ge
schildert worden sind, so bald a ls  möglich beseitiget w ü r
den. Ich  beantrage daher, daß der zweite A n trag  deS 
Ausschusses gestrichen w erde, gegen den dritten A n tra g , 
welcher sodann a ls  zweiter zu gelten hä tte , habe ich kei
nen w eitern G rund  vorgebracht, a ls  daß m ir derselbe 
fast überflüssig zu sein scheint. Jedoch halte ich folgenden 
A ntrag  a ls  den wichtigsten, a ls  den am  schnellsten zum 
Ziele fü h ren d en :

D e r  h. Landtag wolle beschließen:
„ E s  sei das h. M inisterium  zu ersuchen, daß d as  

M o n ta n -A e ra r m it seinen au f die W aldungen  O berk ra ins 
im Rechtswege und bei der S e rv itu ten  - Ablösung unter 
dem T ite l eines l. f. R eservates gestellten Ansprüche ab
trete und solche zurückziehe". Ic h  erkläre ausdrücklich, daß 
ich es bedauern w ürde, w enn die in O berkrain  bestehende 
Sequestra tion  plötzlich aufgehoben w ürde. E s  ist das 
eine politische E inrichtung, welche m it dieser F rag e  in  gar 
keiner Beziehung steht. A llein das ist gew iß , so unklar 
auch die Verhältnisse in O berkrain  bezüglich des E igen
thum s der W aldungen sein mögen, so sind sie noch ver
w irrter gew orden, seitdem ein letzter C oncurrent in  der 
P erson  des h. M o n ta n -A e ra rs  hinzu kam, welches vorher 
n iem als in O berkrain irgend welche Ansprüche ans die 
dortigen W aldungen erhoben h a t,  außer jenen des 
l. f. R eservates, welches, wie in  jener S ch rift vortrefflich 
nachgewiesen ist, n u r zum Schutze des heimischen B e rg 
baues aufgestellt wurde. E rw ägen  S i e ,  meine H e rren , 
daß eben in Folge der Ansprüche des erst in jüngster 
Z eit hinzugekommenen E igenthum s-C oncurren ten  nicht n u r 
sämmtliche Advokaten K ra m s , sondern auch alle S ach v er
ständige in  W aldsachen vollauf tu dieser C a u s a  beschäfti
get sind, daß von den Gemeinden schon Tausende und 
Tausende a u f diesen Rechtsstreit verwendet w urd en , ohne 
daß irgend ein baldiger diese verw orrene Angelegenheit 
lösender E rfo lg  vorauszusehen ist, und S ie  werden gewiß 
meinem A ntrage Ih r e  Unterstützung nicht versagen.

P r ä s i d e n t :  D e r H e rr Abg. Deschmanu ha t zwei 
A nträge  gestellt, der erste ist der a u f S treichung des zwei
ten Absatzes des A usschußantrages. D a  ablchtiende A n 
träge zur Abstimmung nicht kommen, so übergehe ich den
selben; er w ird von selbst erlediget durch die Abstimmung 
des zweiten A usschnßantrages. D e r  weitere A ntrag , den 
ich hier n u r zur U nterstützungsfrage bringe, la u te t : (L iest 
denselben.) Je n e  H erren , welche diesen A ntrag  zu un ter
stützen geneigt sind', bitte ich, sich zu erheben. < Geschieht.) 
E r  ist hinreichend unterstützt.

Abg. D r . T o m a n :  Ich  bitte um das W ort, H e rr 
P rä s id e n t!



P r ä s i d e n t :  Ich bemerke, daß w ir  noch bei der 
Berathung des zweiten Ausschußantrages sind.

Abg. D r. T o m a n :  H err Deschmann hat den 
2. und 3'. Antrag des Ausschusses zu seiner Betrachtung 
und Darstellung gemacht, so glaube ich H err Präsident 
w ird eS m ir gestattet sein, ebenso dieselbe Form einzu
halten.

P r ä s i d e n t :  Es bleibt m ir nichts Anderes übrig 
—  ich bitte zu sprechen.

Abg. D r. T o m a n :  D er H err Abg. Deschmann 
hat schließlich in seiner wohlgemeinten, aber nicht so im 
Rechte und in der Sache der Frage gegründeten Rede 
gesagt, daß über diesen Gegenstand der Frage Advoca- 
ten, Sachverständige und Juristen des Landes im 
weitesten Umfange sich beschäftigen, w eil sie gar so sehr- 
wichtig ist. Auch mich hat mein B eru f auf dieses Feld 
geführt, auch ich habe schon unzählige Schriften größeren 
Umfanges darüber geschrieben', und so hatte ich Gelegen
heit von dem einen und von dem anderen Standpunkte 
die Frage näher aufzufassen, und ich w ill sie nach diesen 
Ergebnissen unparteiisch, nicht als Advocat der einen Partei, 
sondern ober ihnen stehend, vom bloßen Standpunkte des 
Rechtes in wenigen Worten auseinander setzen, w e il, 
wenn w ir bis zum letzten Punkte, bis ins Klare hingehen 
w o llten , w ir  ganz andere Vorarbeiten, ganz andere 
Schriften vor uns haben, und in  einer ganz andern Weise 
zusammengesetzt sein müßten, als w ir  es heute sind, um 
einen Landtagsbeschluß zu fassen. Ich würde S ie  nicht 
Stundenlang, sondern Tage lang in  Anspruch nehmen 
müssen, um vom historischen Standpunkte und in rechtli
cher Beziehung alles vorzubringen und zu zeigen, was in 
dieser Sache Rechtens ist.

V o r Allem hat es mich gefreut, daß H err Desch
mann einverstanden war m it meinen M otiven , womit ich 
eine Abänderung des ersten Antrages gestellt habe; er 
hat cö geahnt, aber jedoch dagegen gesprochen, daß ich 
nicht die M otive m it den Anträgen in Uebereinstimmung 
finde, er hatte Recht in  d e r Beziehung, er hatte daher 
Unrecht gegen meinen ersten Antrag gesprochen zu 
haben.

ln  m erito  der Sache w irft sich uns zuerst die Fra
ge auf, um was handelt sich beim 2. und 3. Antrage des 
verehrten Ausschusses?

D er Ausschuß hat m it genauer Kenntniß, —  was 
aus den Anträgen zu ersehen ist, weniger ans den M o 
tiven, —  die Frage in zwei Theile getheilt; daß es l. f. 
W älderim  Lande gibt, und daß es Wälder g ibt, ans wel
chen das sogenannte Reservat- oder Hohcitsrccht lastet.

Diese Unterscheidung hat der H err Abg. Deschmann 
a priori fallen lassen, und seine Rede war ganz unrichtig 
(B ro lich : rich tig !) dadurch. W er das nicht unterscheidet, 
der kann nicht über diese Frage rechtskundig, und davon 
reden, wie im Laufe der Jahrhunderte sich das Verhältniß 
zum Staate hinsichtlich einzelner Berechtigten in  diesem 
Walde und des Staates zu demselben entwickelt hat; 
der Antrag ist daher ganz falsch und würde den ganz 
guten Antrag 2 und den guten Antrag 3 völlig beseitigen.

Im  Antrage 2 wird von den Waldungen gespro
chen, welche das Aerar anspricht, oder in seiner Verw al
tung hat; und da werden jene Begünstigungen, oder jene 
Modalitäten fü r die Grundlasten-Ablösung und Regnli- 
rung in Anspruch genommen, wie sie in  Oesterreich und im 
Salzkammergute S ta tt gefunden haben.

Ich wünsche, daß w ir  in  unserm Vaterlande auch 
das erreichen, und daher muß ich lebhaft den Antrag des 
Ausschusses unterstützen.

Eine zweite Frage ist die Frage der Wälder in 
Oberkrain, vorzüglich betreffend das landesfürstliche Reser
vatsrecht fü r die Bergwerke.

Es sind Wälder in Oberkrain, von denen ich vor
züglich den W ald Je lovca  ins Auge fasse, auf welchen 
dieses Hvheitsrecht lastet, gegen welches w ir sowohl im I n 
teresse der Gewerkschaften als der Insassen der Gemeinden 
der ehemaligen Unterthanen der Herrschaften ankämpfen. 
W as vorhanden ist, läßt sich nicht läugnen. Es läßt sich 
nur auf Abwendung desselben im passenden, opportunen 
Wege sprechen. M i t  der Negirung kommen w ir zu Nichts. 
M it  der B itte , vorhandene Uebel zu beseitigen, kommen w ir 
zu etwas.

Es möge übrigens waö fü r ein Ncchtsverhältniß 
immerhin in  diesen Wäldern obwalten, so ist die erste 
Frage die, sind die Rechtsverhältnisse hinsichtlich dieser 
Wälder erruirbar oder sind sie es nicht?

S ind sie erruirbar, dann muß ja nach Recht ent
schieden werden, dann sind ja  die Gerichte, dann sind die 
Servituts - Commissionen dafür. Wäre das Rechtsverhält- 
uiß ganz unerruirbar, dann müßte die Staatsweisheit 
die national-öconomischen Verhältnisse des ganzen Land
striches in  Betracht ziehen, und nach Einsicht entscheiden.

Aber ich halte dafür, daß das Rechtsverhältniß ein 
erruirbares ist, ja  daß cs schon durch die bisherigen V er
handlungen, wie sie m ir bekannt sind, schon auf einen 
Punkt hingebracht ist, wo das Licht bald völlig in den 
Acten vorhanden sein, und es der Landescommission mög
lich machen w ird , allerseits eine ganz gerechte Entschei
dung zu treffen.

Wenn nun eilt Rechtsverhältniß subposito in das 
Klare gesetzt ist, oder gestellt werden kan», wenn es vor
handen ist, so ist die Frage auszuwerfen, hat das M on- 
tan-Aerar, in  den fraglichen Wäldern ein Recht oder nicht?

Kein Eigenthum, kein landesfürstliches Eigenthum 
lastet darauf, aber ein Hoheitsrecht lastet auf den W ä l
dern, und dieses wollen w ir beseitigt haben; aber m it der 
Regation wird es nicht beseitigt werden.

Ich würde sehr bedauern meine ganze bisherige 
Vertretung einzelner Parteien auf falscher Bahn geführt 
zu haben, würde mich heute gerne durch Herrn Deschmann 
eines andern belehren lassen und heute umkehren zu ei
ner andern Vertretungsweise, aber ich bin bisher nicht 
belehrt worden. Ich muß daran festhalten, daß ein sogenann
tes H o h e its -, ein Reservatsrecht noch aufrecht besteht.

Ich w ill zu diesem Behufe einige Beweise anführen.
Obwohl schon nach der Unterscheidung der Landes

wälder in  landesfürstliche eigenthümliche Wälder und in 
Reservatswälder die Frage, glaube ich, etwas klarer ge
worden is t, so möchte ich doch noch die Beweise dafür 
anführen, ob denn ein sogenanntes Hoheitsrccht, ein 
Reservatsrecht auf einzelnen Wäldern lastet? welche Frage 
der H err Abg. Deschmann ganz ignorirt hat.

Ich  w ill zuerst die Bergwerksordnung vom Jahre 
1550 citirat.

Diese Bergwerks-Ordnung, die wenig bekannt ist, 
ist fü r die Bergwerke Steinbüchel, Kropp und Kalnitz, 
welches letztere nicht mehr vorhanden, in Steinbüchel auf
gegangen ist, errichtet worden.

D ie letzte fü r K ra in  maßgebende Bergwerksordnung 
ist die vom Jahre 1575 , welche im Kundmachungöpa- 
tente sich auf die vom Jahre 1550 bezieht, und in  ein
zelnen Anordnungen auf jene vom Jahre 1553.

I n  der einen wie in der andern ist die Rede von 
der sogenannten H olz- und Kohlwidmung und von dem 
Reservate auf Hoch- und Schwarzwälder.



E s  würde zu w eit führen, meine H e rren , wenn ich 
alle diese Artikel vorführen wollte. Ich  habe sie vor 
m ir , aber ich kann S ic  dam it nicht in Anspruch nehmen.

E s  sei w eiter erw ähnt, daß schon im vorigen J a h r 
hunderte das Bestreben der B efreiung  des E igenthum s 
von solchem V erhältnisse in Oesterreich sich kund gegeben 
hat, und daß in Folge einer solchen freiheitlichen Anschau
ung im J a h re  17 83  am  7. M ä rz  ein Hofdecret erlassen 
worden ist, m it welchem die H o lz - und K ohlwidm ung 
aufgehoben wurde. D ie  H o lz - und K ohlwidm uug ist in 
einem andern Artikel der B ergw erksordnung vom J a h re  
15 75  a ls  das Rcscrvatrecht ans H och- und S chw arzw äl
der statuirt.

A ls  m an nach Erlassung dieses Hofdecretes in der 
falschen A uffassung, a ls  werde auch das Reservat au f 
Hoch- und Schw arzw älder aufgehoben, ganz plötzlich a l
les R eservat n eg irte , da erschien im J a h re  18 04  u. z. 
ein Hofdecret vom 22 . F eb ruar für K ram , kundgemacht 
am  14 . M ärz . D ieses Hofdecret ist auch den Justizbe
hörden ganz besonders kundgemacht w orden , ein B ew eis 
fü r wie wichtig die R egierung dieses H ofdecret h ielt, 
w eil sie die RcchtSentscheidungen darnach geregelt haben 
wollte. D ieses Hofdecret m uß ich nun  c itire n , dieses 
la u te t :

„ E s  komme mißvergnüglich zu vernehm en, daß die 
Allerhöchste B egünstigung der a l l g e m e i n e n  Aufhebung 
der allgemeinen K ohlw idm ung dahin ausgedehnt w erde, 
a ls  w äre das Allerhöchste W aldreservat in seinem ganzen 
U m fange suspend irt, somit den Waldbcsitzern gestattet, 
auch die fü r den B erg b au  reservirten W aldungen nach 
G utdünken zu verw enden, ja  daß sogar die im  N am en 
des Allerhöchsten Landesfürsten ertheilten W aldbclehnun- 
gen a ls  aufgehoben angesehen und behandelt werden 
w ollen , daß daher dieser den Allerhöchsten Gesinnungen 
zuwider laufende, dem landesfürstlichen R egale äußerst 
nachthcilige I r r th u m  allsogleich abzustellen und Besitzern 
jeder E ingriff in  d as  besagte landcsfürstliche W aldeigen
thum  und B ergrcgale  (m it erhöhter S tim m e gegen Abg. 
Deschmaun gewendet wiederholend) u n d  B e r g r e g a l e  un ter 
schwerster V eran tw o rtu n g  zu verbieten fei."

D a s  ist der W o rtla u t des Gesetzes, und ist an alle 
höheren und Justizstelleu m itgetheilt worden.

N u n  entsteht die F ra g e , ist seit diesem Hofdecrcte 
eine Aufhebung des R eservates erfolgt? M ir  ist kein lan - 
desfürstlichcs Gesetz in dieser Beziehung bis zur neuesten 
Z eit weiter bekannt, und eS w ird  auch ein solches nicht 
eristiren; aber es ist m ir eine G u b e rn ia l-  V erordnung 
des illirischen G ubern ium s vom J a h re  1823 bekannt, 
w om it die B elehnungen a ls  aufrecht bestehend erklärt 
werden.

D a s  nächste Gesetz betreffend d as  Reservat ist wohl 
d as  Servitutsablösungsgesetz vom 5. J u l i  1853 Reichs- 
gesetzblalt N r. 1 0 3 , dessen §. 2 ausdrücklich s a g t , daß 
die Holzbezugsrechte a u s  diesem Verhältnisse ein G egen
stand der Ablösung sind , dann das Berggesetz vom 23. 
M a i  1 8 5 4  Reichsgesetzblatt N r. 1 4 6 , welches ebenfalls 
die Reservatsrcchte a ls  aufrecht bestehend anerkennt. D a s  
sind m eines W issens die Gesetze hinsichtlich des Reser
vates. Also die R egierung hat b isher a u f ihre Rechte 
nicht verzichtet, obwohl sie den factischcn V erhältnissen 
gemäß keinen B e z u g , keine R ente a u s  den fraglichen 
W äldern  hatte. E s  w ird wohl nun  unsere Sache sein, der 
R egierung zweckmäßig darzustellen, daß sie in  diesen 
W aldobjecten nichts suchen soll, nichts zu bekommen habe, 
da die P artic ip ien ten  des Landstriches kaum mehr selbst 
befriedigt werden können.

W enn  die R egierung ihr R eservatsrecht aufgelassen 
h ä t te , dann w äre  es nicht vorgekommen, daß sic bei den 
einzelnen V erkäufen der Herrschaften immer d as  Reser- 
vatsrecht vom Verkaufe ausgeschlossen hätte. S o  z. B . 
hat der Erzherzog Ferdinand la u t Kaufverschreibung «Ido. 
G örz 28. S e p t. 1816  die dam als ihm gehörige H errschaft 
R ad m an n sd orf und W allenburg  dem H a n s  " A m bros 
G rafen  v. T h u ru  m it ausdrücklicher A usnahm e der Hoch- 
und Schw arzw älder verkauft, und so ist m eines W issens 
auch bei dem Verkaufe der Herrschaft W eißeufels geschehen. 
Ich  kann es nicht unterdrücken, einen Blick a u f die V er
handlungen, die von der S e rv itu tsab lö su n g s  - Commission 
geschehen^ zu w erfen, und dam it die H erren  sehen, aus 
welchen S tandpunk t ich und die von m ir vertretenen G e
werkschaften sich befinden, und daß w ir nicht ein eigen
nütziges und einseitiges Interesse verfolgen, möchte ich 
unsern A ntrag  a u s  der bezüglichen V erhandlung vorlesen.

ES ist ganz kurz. Nachdem w ir gezeigt haben , daß 
d as  M o n ta n -A e ra r  hinsichtlich aller dieser W aldungen 
nichts zu gewinnen hat, keine m ateriellen V ortheile, und w ir 
g a r nichts A nderes anstreben w ollen, alö daß w ir eristiren, 
und die S te u e r  entrichten können, m uthen w ir doch dem 
M o n ta n -A e ra r  noch eine Function zu in der E rledigung 
dieser hochwichtigen F rage O b crk ra in s , und diese besteht 
d a rin , daß das M o n ta n  - A erar seine Ansprüche aufgebe, 
aber eine E in igung  der verschiedenen berechtigten P a rte ie n  
hinsichtlich der L iquidität ih rer Ansprüche zu erzielen sich bestre
ben soll, w eil durch das M o n ta n -A e ra r w ir zu einer E in i
gung un ter u n s  leichter gebracht w erden, a ls  durch die 
Ueberlassung des O bjectes a ls  einen Zankapfel fü r alle 
diese P a r te ie n , oder g a r un ter Auflassung der S e q u e 
stration, wie sie von einer andern S e ite  geboten worden ist.

D e r  besagte A ntrag  la u te t:
„ W ir  sind bereit in  der R ichtung die H and  zu 

bieten, daß au f G rund  des G esagten und nach M aßgabe  
der liquid zu stellenden, m it G ru n d  zu entschädigenden 
Ansprüche der Insassen der Gemeinden und der H e rr
schaften unser unbestreitbares Nutzungscigcnthum  desglei
chen m it G rund  und B oden nach M aß gab e  der zu Folge 
der B elehnungen in  unserm Besitz und unsere Nutzung 
gekommenen W aldgegenden entschädigt, und das nicht 
ganz unzuberückstchtigende V erhältn iß  der K öhler in  einer 
entsprechenden W eise, welche den ursprünglichen E n tla 
stungs-V erhältn issen  entspricht, zu deren B eruh igung  
stritt werde."

M eine H erren  in dieser V ereinbarung liegt der 
W eg zur Lösung, zur W oh lfah rt des ganzen Landstriches.

D ieses habe ich an gefü hrt, weil es den Anschein 
haben könnte, w enn ich daö Recht vertre te , daö Recht, 
wie cs da ist, welches Recht gewissermaßen die G ru n d 
lage der Ansprüche der Gewerkschaften g ib t , w eil sie 
H underte von B elehnungen im Laufe der Jah rh u n derte  
erhalten und ausgeüb t haben, w eil es deit Anschein haben 
könnte, sage ich, a ls  w ürde ich einseitig fü r einen T heil 
sprechen. N u n , daß aber solche B elehnungen die Gewerk
schaften in solchem M aß e  au f die Objecte vorzüglich in 
der J e l o v c a ,  die ich vor A ugen habe , erh a lten , und 
b is zur jüngsten Z e it , b is zur S equestra tion  im Besitze 
und Genusse gehabt h aben , darüber könnte ich Beweise 
durch viele 100  V erleihungöbriefe Ih n e n  vorzeigen, welche 
ich bei der S e rv itu ten  - Commission allegirt habe.

E s  geht also nicht an, zu läugnen, daß es kein H o- 
hcitsrecht, kein R eservat in K ram  gebe, und cs w äre 
sehr voreilig, sehr unerw ogen, einen Beschluß au f G ru n d 
lage der B egründung und M otiv irung  des H e rrn  Abg. 
Deschmann zu fassen.



E s würde der h. Landtag nicht bloß dadurch gestehen, 
daß die Frage tu- seiner vollen T o ta litä t und Richtigkeit 
ihm noch ferne liege, sondern er würde gewissermaßen 
ein Rechtsverhältniß negiren, welches wirklich vorhanden 
ist, und der Sache an sich selbst nur schaden, w e il die 
B itte  nicht gerichtet w ä re , welche w ir  A lle  im  Interesse 
von Oberkrain wünschen.

Ic h  muß es gestehen, daß obwohl ich ebenso den 
zweiten und dritten Absatz des Antrages des verehrten 
Ausschusses be fürw orte , daß m ir doch der letzte Passus 
im  3. Absätze, „oder wenigstens die E inwendung der V e r
jährung fü r  zulässig erklärt w ird "  ganz überflüssig, ja  
sinnstörend erscheint. E r  scheint m ir überflüssig, weil 
gewünscht w ird , daß das Reservat a ls solches, wo eS 
noch bestehen soll, aufgehoben werde, unentgeltlich, oder 
wenn daö M o n ta n -A c ra r nachweisen kann, daß cs in  40 
Jahren der fiskalischen Ersttzungsperiode einen E rtrag , 
eine Rente ans den W äldern gehabt habe, auch entgelt
lich , was aber auf dasselbe hinaus geht, w e il daö k. k. 
M o n ta n -A c ra r  in Oberkrain keine Rente gehabt hat, 
als indirect durch die S teuer und Frohne. Ich  halte diesen 
Passus fü r überflüssig, tveil, wenn daö Rcscrvatsverhält- 
niß aufgehoben w ird , ohnehin die Zuthe ilung der W älder 
nach G rund und Boden an die einzelnen Interessenten 
erfolgen muß, und die Einwendung der Verjährung unter 
solchen Privatbesitzern nach dem bürgert. Gesetzbuche zu 
beurtheilen ist.

Ich  halte sie aber fü r  störend, w e il man erachten 
könnte, daß diese Einwendung der Verjährung auch auf 
die vergangene Ze it als maßgebend angesehen werden 
kann, was wieder nicht rechtlich w ä re , wenn man daö 
Positum annimmt, daß ein Reservatrechtsverhältniß bestehe.

Besteht ein Reservatrechtsverhältniß auch noch 
jetzt, so kann man nicht diese wichtige Frage der Ersitzung 
oder V erjährung aufgeben, gegenüber dem, bestünde aber 
das Reservatrecht n icht, dann ist Ersitzung und V erjäh
rung ohnehin nach dein bürgert. Gesetzbüche zu beurtheilen.

Dieses W enige, ich bemerke dieses absichtlich, zur 
Entkräftung der Rede des H e rrn  Abg. Deschmann.

P r ä s i d e n t :  Wünscht noch Jemand der Herren 
das W o rt?

Abg. B r o l i c h :  Ic h  bin m it der Ansicht des
H errn  Abg. Deschmann auch nicht einverstanden, in  dem 
Punkte, als er g laub t, der A r t .  2 des Ausschußantrages 
sei geradezu zu streichen.

H e rr Deschmann mag dazu dadurch verleitet worden 
sein, daß er nicht berücksichtiget hat, daß cS ärarische W ä l
der auch in  K ram  wirklich gebe. S o  hat die M on tanherr
schaft, das Bergwerk J d ria , auch eigene W älder, und fo lg 
lich sind dieß gewiß landesfürstliche oder ärarische W a l
dungen.

D er Ausschuß mag vielleicht auch andere W aldungen 
unter ärarische W aldungen verstanden haben, das sind 
z. B .  W aldungen der Herrschaft Adelsberg, das ist eine 
Staatsherrschaft, daher auch diese unter ärarische W aldun
gen verstanden werden dürfte.

Ich  mache nur die E rinne rung , daß das Forstgesetz 
vom Jahre 1853 ausdrücklich die W aldungen eintheilt in  
ärarische, Gemeinde- und P riva tw aldungen.

Acrarische W aldungen sind sohin jene, deren Eigen
thum dem S taate zusteht.

W enn nun H e rr Deschmann meint, der P aragraph 
sei zu streichen, so wäre dann die Servitnten-Ablösung in 
solchen W aldungen außerordentlich erschwert.

D e r Ausschußantrag geht eben dahin, um in solchen

x x x v m .  Sitzung.

W aldungen die Servitnten-Ablösung so weit zu erleichtern, 
wie sie auch im  Salzkammergute erleichtert worden ist.

Ic h  glaube daher, daß dieser A ntrag des Ausschusses 
beizubehalten ist.

Nachdem schon H e rr Deschmann und H e rr D r .  
Tom an ihre Ansicht auch über A r t.  3 ausgesprochen ha
ben, muß ich auch au f diesen A rtike l übergehen.

Ic h  theile aber die Ansichten der Herren Vorredner 
bezüglich der landesfürstlichen Reservatwaldungen nicht.

Keiner der Herren hat de fin irt, was eigentlich eine 
landesfürstliche Reservatwaldung ist.

M a n  hat von Hoheitsrechten, von Reservaten ge
sprochen, aber Niemand hat ein solches Reservat näher 
bezeichnet.

Neulich hat H e rr D r .  Tom an meine Ansichten als 
ve rw irrt und unklar bezeichnet, ich glaube gern, weil sie 
m it seinen Ansichten nicht übereinstimmen, denn er spricht 
offenbar fü r die Aufrechthaltung der Reservate, und zwar 
warum lediglich fü r die Bergwerke in  Oberkrain?

E r  ist der Vertreter derselben, und ich gebe ihm recht.
A lle in , daß aber das Aerar, welches, wie H e rr D r .  

Toman selbst gezeigt, so zu sagen bewiese» hat, aus dem 
landesfürstlichen Reservate durchaus keinen Nutzen mehr 
ziehen könne, dasselbe doch nicht auflassen solle, ist kaum 
begreiflich. H e rr D r .  Tom an selbst m eint, cs wäre an 
der Zeit, daß das A erar von solchen Ansprüchen abstehen 
würde; dabei bleibt aber im  Unklaren, oder wenigstens 
w ill er sich nicht offen aussprechen, wer von diesen V er- 
zichtlcistungcn eigentlich einen Nutzen ziehen soll.

Ich  verstehe ihn nur dahin, daß der Nutzen lediglich 
zu Gunsten der Bergwcrksbesitzer kommen soll.

M eine Ansicht geht aber noch weiter.
Ic h  sage, nicht nur die Bcrgwerksbesttzer, sondern 

Jedermann, der Rechte au f diese W aldungen hat, soll von 
der Verzichtleistung des A erars einen Nutzen ziehen, 
und wenn ich den A ntrag schon in  einer der vorigen 
Sitzungen gestellt habe, daß das h. A erar von diesen 
landesfürstlichen Reservaten abfallen möge, so glaube ich, 
ist mein A n trag  ganz berechtiget gewesen, denn das A erar 
kann von seinen Ansprüchen abstehen, sobald cs zur Ueber
zeugung kommt, daß eS keinen Nutzen aus denselben ziehen 
w ird.

Welches Recht w ird  dadurch verletzt, wenn daS h. 
Aerar von seinem Ansprüche absteht, daö Recht der Ge
werke? Ic h  glaube nicht, die sollen alle ihre Ansprüche, 
alle Rechte behalten.

Ic h  würde dagegen protestiren, wenn man eine A n 
sicht auösprechen wollte, daß den Gewerkschaften nahe ge
treten, daß ihre Rechte dadurch gefährdet werden sollten.

Ic h  spreche fü r das Recht der Gewerke, ebenso fü r 
das Recht der Gemeinden, fü r  das Recht der P r iv a t
besitzer.

N un  sehe ich aber da rin , daß das h. A erar von 
den Ansprüchen au f die landesfürstlichcn Rcscroatwaldun- 
gen abstehen würde, keine Verletzung irgend eines Rech
tes; dann fä llt  nu r ein Recht, eine Last weg, welche auf 
den W aldungen gegenwärtig durch so lange Zeit und 
zwar fruchtlos gehaftet hat.

Ich  habe gesagt, daß die landesfürstlichcn Reservat
waldungen diejenigen sind, deren Eigenthum einem Andern 
als dem S taa te  zukommt.

W enn mm das Eigenthum einem Andern als dem 
S taate zukommt, so sind diese W aldungen m it dem Re
servate nur belastet. A u f diese Belastung verzichtet nun 
das A e ra r ; was fo lg t daraus? daß die Last wegfalle, daß 
der Berechtigte in  den vollen Genuß seiner W aldung trete,

3



m ag nun jetzt Die Gewerkschaft, mag nun eine Gemeinde, 
mag nun ein P r iv a te r  E igenthüm er Der W aldung sein, das 
ist ganz gleichgiltig.

D adurch aber, daß das A era r a u f  feine Ansprüche 
verzichtet hat, hat es N iem and in seinem Rechte verletzt.

N un  aber sehe ich in allen seinen Reden den H errn  
D r . T o m an  dahin zielen, daß das A era r ja  nicht aus 
seine Ansprüche au f die landesfürstlichen Hoch- und 
Schw arzw aldungen verzichten wolle, wenigstens nicht un 
bedingt.

E ine Verzichtleistung kann unbedingt geschehen ohne 
Rechtsverletzung eines A nd ern ; n u r eine solche bean
trage ich.

S o  haben z. B ., wie gesagt, die Landtage in  K ä rn 
ten und S te ierm ark  solche A nträge gestellt.

N irgends w urde ein A ntrag  gestellt, daß die V e r
zichtleistung zu Jem and es G unsten geschehen soll, sondern 
n u r unbedingte Verzichtleistung und zw ar im offenen I n 
teresse des Landes und im Interesse des R echtsanspru
ches A ller.

D e r  H err Deschmann ha t einen A ntrag  gestellt, 
den ich nur oberflächlich verstanden h ab e ; aber so w eit 
ich ihn verstanden habe, halte ich ihn fü r unzugcnügend. 
Ich  beziehe mich a u f  einen A n tra g , den ich in einer 
frühern S itzung gestellt, und der am  23 . M ärz  in V e r
handlung gekommen ist.

D ieser A n trag  ist eben dem Ausschüsse, von dem der 
gegenw ärtige Bericht herrüh rt, zur Berichterstattung zu
gemittelt w orden , allein am  23. ist der A ntrag  erst an  
den Ausschuß verwiesen w orden , und der Bericht lautet 
vom 24 . d. M ts .

E s  w ar daher der Ausschuß nicht in der Lage, mei
nen A ntrag  zu berücksichtigen.

M e in  A n trag  geht auch weiter, a ls  der des H errn  
Deschmann und der des Ausschusses. Ich  habe dam als 
erw ähnt, daß ich sehr bedauere, einen A ntrag  zu stellen, 
früher a ls  der Ausschuß, welcher schon in  der 7. S itzung 
des v. I .  zur Förderung der O perationen  der G ruudab- 
lösnng eingesetzt wurde, seinen Bericht erstattet hat.

Ich  habe, wie gesagt, lange Z eit daraus gew artet; 
n u r um  nicht zu spät zu kommen, habe ich ihn endlich 
eingebracht.

Ich  habe früher gesagt, er w ürde sich m it dem drit
ten P unk te  des A usschußantrages sehr gut vereinigen las
sen, daher bedauere ich, daß dieser Bericht nicht früher an 
d as  T ageslich t gekommen ist.

Ich  w ürde n u r wünschen, daß der Ausschuß noch 
meinen A ntrag , der sich vielleicht m it dem dritten Punkte 
des A ilsschußautrages vereinigen laßt, vorläufig in  B e ra 
thung ziehe, und nachdem der Ausschuß noch in einer der 
nächsten S itzungen  die Form ulirung  des ersten A ntrages 
festzustellen haben w ird , so könnte vielleicht derselbe auch 
über meinen A ntrag  seine Ansichten m ittheilen, und viel
leicht denselben m it dem §. 3 in Uebereinstimmung bringen.

W a s  aber Die E inw endung von S e ite  des H e rrn  
Deschmann betrifft gegen Die vom Ausschüsse beliebte 
E in fügung , nämlich die Bezugnahm e a u f die E inw endung 
der V e r jä h ru n g , so halte ich dieselbe fü r sehr wesentlich', 
und zw ar in dem F alle , a ls  das hohe A erar von seinen 
Ansprüchen a u f  die landesfürstlichen R eservat- W aldungen 
nicht abstehen wollte.

W ürde das A era r Die laudessürftlichen Reservate 
nicht ausgeben, so w ürde es den gegenwärtigen Besitzern 
doch eine sehr bedeutende Erleichterung sein, w enn ihnen 
die gegenw ärtig nicht zustehende E inw endung der V er
jährung  auch zukommen würde. —  D e r Ausschuß ha t

selbst gesagt, in O berkrain  sind W aldungen, au f welche 
das hohe A era r nicht n u r Jahrzehende sondern J a h rh u n 
derte seine Ansprüche nie ausgeüb t hat. W enn  nun  die
sen Besitzern die E inw endung der V erjäh rung  zu G ute  
kommen wird, so werden sie ihre Rechte leicht behaupten 
können. —

Ic h  muß nun erw äh n en , daß in allen diesen P r o 
zessen, Die in O berkrain  bestehen, d as  A era r a ls  K läger 
ausgetreten ist. —  D a s  A erar spricht Die Reservate a n ; 
folglich sind Die G emeinden oder P r iv a te n  im Besitze der 
W aldungen, und wo Jem and  Besitzer ist a u s  w a s  immer 
für einem R echtö titel, dort kann ihm die E inw endung 
der V erjäh rung  die beste» D ienste in dem Prozesse leisten. 
N u n  nehme ich an, das hohe A erar w ürde diese E in w en 
dung zugestehen, so wie es sie schon in andern K ron län- 
dern zugestanden h a t,  so ist in dieser B eziehung fü r die 
Besitzer und Eigenthüm er der W aldungen  und m it dem 
Reservate behafteten W aldungen  unendlich viel gew onnen; 
daher würde ich diesen A ntrag  auch unterstützen, jedoch 
fü r den F a ll nämlich, alö das h. A era r von seinem R e 
servate nicht abstehen würde. Ic h  stelle daher n u r noch 
meinen Wunsch dahin, daß der Ausschuß meinen A n trag , 
welcher a n  ihn verwiesen worden is t, zugleich in B e ra 
thung und E rw äg u n g  ziehe, ob derselbe nicht m it P u n k t 
3 sich vereinigen lasse.

^ P r ä s i d e n t :  E r la u b e n , H e rr  A bgeordneter, stel
len S ie  diesen Wunsch n u r p riv a t oder . . . .  ?

Abg. B r o l i c h :  Ic h  stelle ihn n u r p rivat.
W eil der Ausschuß den A ntrag  bereits erhalten  hat, 

und derselbe neulich an  ihn verwiesen worden ist, so glaube 
ich, w eil der Ausschuß ohnehin in  einer nächsten S itzung 
erst den P a ra g ra p h  fo rm u lira t w ird , derselbe vielleicht 
auch Gelegenheit finden könnte, m einen A n tr a g , nämlich 
den zweiten T heil desselben, soweit er sich aus d as  R e 
servat bezieht m it Dein feinigen vereinigen zu können.

P r ä s i d e n t :  Ich  frage d aher, ob der H e rr  A b
geordnete diesen Wunsch a ls  Gegenstand der Abstimmung 
ansehe?

Abg. B r o l i c h :  J a  ich sehe ihn a ls  Gegenstand 
der Abstimmung a n , und w eil er n u r ein formeller i s t , 
brauche ich ihn  nicht schriftlich einzubringen.

Abg. D r . T o m a n .  Ich  bitte um  das W o r t ,  
H e rr  P rä s id e n t!

P r ä s i d e n t :  Ich  b itte , ich muß doch die Unter* 
stützungsfrage stellen ; w eil m ir der Wunsch nicht schrift
lich v o rlie g t, so könnte ich es vergessen. —  Je n e  H erren , 
welche den so eben ausgesprochenen Wunsch des H e rrn  
Brolich unterstützen wollen, bitte ich, sich gefälligst zu erheben. 
(Geschieht.) E r  ist genügend unterstützt. —  H e rr  D r. 
T o m an  hat das W ort.

A bg. D r . T o m a n :  D e r H e rr V orredner hat 
gesagt, daß ich für die Aufrechthaltung des R eservates 
int Interesse der Gewerkschaften spreche, daß ich V ertre 
ter der Gewerkschaften b in , daher das Recht habe, das 
zu thun.

M eine verehrten H e r r e n ! S ie  haben meine A n
schauung über diesen G egenstand gehört, ich habe Ih n e n  
sogar ein Begehren, welches ich int N am en  der Gewerk
schaften gestellt habe, p reis gegeben.

W ollen S ie  beurtheilen, inw iefern ich dem H errn  
Abg. Brolich V eranlassung gegeben habe , m ir a ls  A b
geordneten m it gutem Gewissen diesen A n w u rf zu m a
chen. —

W a s  d as  W esen , den K ern der F rage b e triff t, 
habe ich d as  Gesetz angezogen. I n  den Gesetzen liegt 
Die D efin ition  der Rechtsverhältnisse. M a u  definirt nicht



Rechtsverhältnisse, wie in einer Philosophie Begriffe. 
K ein einziges von den Gesetzen ist von dem H errn  Abg. 
Brolich w iderlegt worden. E r  hat meine B ehauptungen , 
meine Beweise weder mit Gegensätzen noch Gegenbeweisen 
bekämpft.

E s  möge das hohe H a n s  aburtheilen, inwiefern 
seine Auffassung im  W esen der Sache liegt. —

A bg. D  e s chm a  n n : A ls  Antragsteller erlaube
ich m ir noch Folgendes kurz anzuführen. —  Ich  hätte 
kaum gedacht, daß ich einen w ärm eren B efü rw orter mei
nes A ntrages finden w erd e , a ls  eben den H e rrn  D r. 
T o m a n , indem er u n s ja  eine P ro p o s itio n , die er bei 
einer andern Gelegenheit geinacht hat, v o r la s , w orin  er 
selbst ausdrücklich erklärt, daß er keineswegs wünsche, daß 
der S ta a t  sein Eigenthum srecht bezüglich der genannten 
W aldungen geltend mache. —  W aö  den w eiteren P unk t, 
den H e rr  D r. T om an  angeführt hat, anbelangt, bin ich 
m it demselben vollkommen einverstanden. Ic h  sehe es 
vollkommen ein, daß eben unter der Leitung des M o n tan - 
A e ra rs  eine Liquidirung der Ansprüche der Gewerkschaften, 
der Herrschaften und G enieiuden am  besten und zweck
mäßigsten statt finden könne. —

D urch meinen A ntrag  glaube ich, ist dieser P un k t 
nicht b e rü h rt; das ist eine A ngelegenheit, die sich sehr- 
leicht w ird au strag en  lassen auch dann, w enn das A erar 
von seinen Eigenthum sansprüchen ganz abläßt.

Allein das, glaube ich, ist doch der einstimmige 
Wunsch der Gewerkschaften sowohl, a ls  der Herrschaften 
und Gemeinden in O berkrain, daß dieser letzte P rä tend en t, 
welcher sich un ter die streitenden P a rte ie n  eingedrängt 
hat, von seinen Ansprüchen abstehen möge.

Ich  habe ferner keineswegs geäußert , cS gäbe kein 
landesfürstliches R eservatsrecht,' ich definirte n u r dasselbe 
nach der zu wiederholten M alen  citirteu A bhandlung über 
diesen Gegenstand, ich erlaubte m ir n u r zu bemerken, daß 
dasselbe, wie darin  angeführt ist, durch Kaiser Jo sef sus- 
pendirt worden sein soll. N u n  w enn es in K ram  nicht 
suspendirt worden ist, so eristirt cs noch ; allein das 
landesfürstliche Reservatrecht ist kein E igenthum örecht, 
es ist n u r ein Hoheitsrccht. (A bg. D r . T o m a n : richtig!)

E s  ist ein R echt, welches eben die Verhältnisse des 
B erg b au es berücksichtiget, und eben zum Zwecke h a t,  den 
B erg b au  vor Schaden zu schützen. I n  jener Beziehung 
wegen der S usp en d iru n g  m ag ich vielleicht im Ir rth u m e  
gewesen sein, jedoch das ist e tw a s , w aö m it meinem 
A ntrage in keinem Zusam m enhange steht.

W aö  die von H errn  Brolich angeführten E n tgeg
nungen an belan g t, w arum  ich den Absatz 2  bekämpft, 
und die S treichung desselben b eantrag t h abe , so geschah 
dieses lediglich d a ru m , weil ich a u s  den M otiven  des 
Ausschusses erfahren h abe , daß derselbe n u r die V erh ä lt
nisse O berkrains im Auge gehabt h ab e , indem in  dem 
Ausschußberichte weder die S erv itn tsverhältn isse in den 
Jd ria n e r W ald u n gen , noch jene in der Adelsberger 
W aldung auch n u r m it einer S y lb e  erw ähnt werden. 
D aß  ich jedoch das landesfürstliche R eservatsrecht nicht 
läu g n e , ist auch d arau s ersichtlich, w eit ich keineswegs 
beantrag t habe, es möge der dritte Wunsch gestrichen 
w erbe«, w orin cs heiß t, daß das landesfürstl. R eservats
recht aufgehoben werde. Ich  sagte n u r ,  es w ürde sich 
hierin unser Landtag den betreffenden W ünschen der Land
tage voir K ä rn te n , S teierm ark  u . s. w . accommodiren.

Bezüglich der dort angeftihrten Rechte dritter P e r 
sonen bemerkte ich n u r , daß m ir dieß ganz überflüssig zu 
sein scheine, indem ohnehin schon im Berggesetze die 
bezügliche V erfügung getroffen ist.

Ich  empfehle dem h. H ause die A nnahm e m eines 
A n trag es , w ürde aber doch wünschen, daß , da natürlich 
zuerst der Brolich'sche A ntrag  zur Abstimmung kommen 
w ird , dem zu Folge die Absätze 2  und 3 dem Ausschüsse 
nochmals zurückgewiesen w ürd en , das nämliche auch mit 
meinem A ntrage geschehe. D e r  Ausschuß wird ohnehin 
eine neue Form ulirung  des ersten W unsches zu bringen 
haben, und da durch die A nträge su b  2 und 3 ohncdieß 
auch über deir Brolich'schen A ntrag  in merita entschieden 
w ird , so erlaube ich m ir den Wunsch auszusprechen, daß 
das h. H a u s , nach dem A ntrage des H errn  Abg. Brolich 
die Absätze 2 und 3 einer nochmaligen B egutachtung an 
den Ausschuß zurückweisen würde, welcher in  der nächsten 
S itzung sein erneuertes Gutachten darüber u n s  abzugeben 
h ä tte ; sonst aber w ürde ich b itten , meinen A ntrag  
anzunehmen.

P r ä s i d e n t :  Ich  erlaube m ir ans die letzt ge
sprochene Rede des H errn  A bg. Deschmann zu bemerken, 
daß H e rr  Abg. Brolich keinen solchen A ntrag  gestellt hat. 
H e rr Brolich hat m ir schriftlich nichts übergeben. Allein 
ich habe ein gutes Gedächtniß. E r  sprach den Wunsch 
a u s , daß sein bereits früher gestellter A ntrag  dem be
stehenden Ausschüsse zur Berücksichtigung anempfohlen 
werde bei der R edaction des heute a u s  su b  N r. 1 vom 
h. Landtage gefaßten Beschlusses. D aS  ist m ir bekannt 
gegeben. W ünscht aber der H e rr  Abgeordnete wirklich 
einen A ntrag  zu stellen, so bitte ich, m ir ihn schriftlich 
zu übergeben.

Abg. B r o l i c h :  Ich  werde so frei sein. D e r A r
tikel 1 w a r n u r die V eranlassung, daß ich den A ntrag  
dahin gestellt habe , daß mein bereits dem Ausschüsse 
übergebener A ntrag  demselben zur B era thung  und V er
gleichung m it dem A rt. 3 zugewiesen, sohin auch der 
Artikel 3 des Ausschusses zur nochmaligen E rw ägung  
zurückgewiesen w äre.

P r ä s i d e n t :  D a n n  ist cs ein förmlicher A ntrag. 
Ich  bitte, ihn m ir schriftlich zu übergeben.

A bg. B r o l i c h :  D azu  würde auch der A ntrag  
des H e rrn  Deschmann kommen, und so könnte der A u s 
schuß nun  seine Schuldigkeit vollkommen erfü llen , denn 
einer Verzögerung mag er sich immerhin bewußt sein, da 
nämlich der Ausschuß schon seit F ebruar 1861 besteht, 
und er den A ntrag  erst vor einigen T agen  gestellt hat.

P r ä s i d e n t :  Ich  erlaube m ir die B em erkung: 
D a  I h r  A ntrag  ein vertagender is t, bitte ich, ihn m ir 
schriftlich zu übergeben, und muß zuerst über denselben 
abstimmen lassen, che ich zum 2. und 3. A ntrage des 
Ausschusses übergehe. —  W ünscht noch Jem and  das W o rt?

A bg. D r . T o m a n :  Ich  werde zum Punkte 3, 
w enn nicht m ehr gesprochen werden könnte, den A ntrag  
stellen, wie ich früher schon die M odificirung gegeben 
habe, daß die W o rte : „ ober wenigstens die Einw endung 
der V erjäh rung  fü r zulässig erklärt w erde", gestrichen 
werden. Ich  halte sic fü r die Zukunft, w enn das Reser
vat aufgehoben wirb, fü r unzulässig für die V ergangen
heit, und wenn das R eservat bestünde, aber diese Bestimmung 
rückwirkend angenommen werden möchte, würde sie sehr Viele 
h a rt treffen. A u s diesen M otiven  wünsche ich, daß 
dieser ohnehin überflüssige Beisatz wegverbleibe.

P r ä s i d e n t :  Ich  erlaube mir zu bemerken, daß 
wenn der A ntrag  des H e rrn  Brolich a d  P o s t 2 zur 
Abstimmung kommen und vom h. H anse angenommen 
w ird , ipso f a c to  die B erathung und Beschlußfassung 
über den A ntrag  3 entfällt.

Ich  kann die vorläufige Anmeldung des dießfälli-
3*



gen Amendements nicht noch vornehmen ober zur Unter
stützungsfrage bringen. —  Ic h  bedauere überhaupt, daß 
die Berathung sich in  den §. 2 und 3 verloren hat, wo 
w ir  ohne die mindeste Einbuße bei der Berathung zu 
leiden, stricte bei §. 2 hätten bleiben können. Wünscht noch 
Jemand der Herren das W o rt?  —  W enn nicht, so bitte 
ich den H errn  Berichterstatter das Schlußwort zu nehmen.

Berichterstatter v. S t r a h l :  D ie  Debatte hat
Dimensionen angenommen, die w e it über den Rahmen 
der heutigen Frage gehen, sie hat Gegenstände berührt, 
die nicht in der Aufgabe des C om ites lagen. W as  das 
landesfürstliche Reservat sei; ob es nu r das HohcitS- 
recht der Forstaussicht, der Forstpolizei, oder nur das 
Recht sei, das überschüßige Holz als Regale dem B erg- 
baue zuzuwenden, oder ob darin  auch das Eigenthum auf 
die Hoch- und Schwarzwälder im p lic ite  enthalten sei; ob 
dieses Regale, und in  welcher Ausdehnung hier in  K ra in  
bestehe, oder nicht? alle diese Fragen sind nach meiner 
Anschauung kein Gegenstand der vorliegenden Erörterung. 
D ie  Aufgabe, die das Comite vor sich gehabt h a t, w ar 
einfach die, jene Bestimmungen zu finden, welche, ob 
nun diese factischen oder rechtlichen Verhältnisse bestehen 
oder nicht, geeignet w ären , den G ang der Abwickelung 
derselben zu beschleunigen. Folgerichtig ist auch meine 
Aufgabe heute nur die, diejenigen A ngriffe  abzuweisen, 
die gegen die Positionen des Antrages 2 und 3 des A u s 
schusses erhoben wurden.

M a n  hat hier zuerst gesagt, der A rtike l 2 prä jud i- 
cire. Ich  wüßte wirklich n icht, was damit p rä jnd ic irt 
w ird , wenn bemerkt wurde, eS fei das M in is terium  zu 
ersuchen, Seine M ajestät zu b itten, jene Berücksichtigun
gen dem Lande K ra in  zuzuwenden, welche dem S a lz 
kammergute bezüglich der ärarischen oder in  ärarischer 
V erw a ltung  stehenden W älder zugewendet wurden. Diese 
Begünstigungen bestehen einfach darin , daß der Vertreter 
angewiesen wurde, minder fiscalische Interessen im Auge 
zu halten, und mehr nach B illig ke it a ls nach der strengen 
N orm  des Ablösungsgesetzes vorzugehen, daß er m it einer 
u n u m s c h r ä n k t e n  Vollm acht ausgerüstet w ird , endlich 
daß nicht die Preise der N o rm a l-P e rio d e , wie sie im  
Patente festgestellt sind, a ls maßgebend allein anzusehen 
seien, sondern andere billigere Grundlagen.

W ie  Jemand in  seinen Rechten durch diese B egün
stigungen p rä jnd ic irt werde, kann ich nicht begreifen.

E s  können sich diese Begünstigungen nur auf die 
ärarischen W ä ld e r, die als solche erkannt obey anerkannt 
werden, oder die in  ärarischer V erw altung stehen, beziehen, 
und da hat wahrlich der Eigenthümer das unbeschränkte Recht 
Concessionen zu machen, in  welcher A r t  und Ausdehnung 
er w ill.

Hinsichtlich dessen, was bezüglich des landesfürstlichen 
Reservates gesprochen wurde, muß ich mich der Anschauung 
des H e rrn  D r .  Tom an vollkommen anschließen. D e r 
Ausschuß hat nur vermieden, den p o s i t i  v e n A  u s sp r  u ch 
zu thun : E s  bestehe in K ra in  ein derlei l. s. Reservat; 
eben w e il er gedacht ha t, es sei diese Frage in keiner 
Richtung zu präjudiciren. A lle in  besteht ein solches l. f. 
Reservat, so verfängt der A rtike l 3 des Antrages in  kei
ner R ichtung, w e il er eben bezweckt, die Geltendmachung 
der diesem Reservate gegenüber angesprochenen Rechte 
zu erleichtern.

E s  ist in  diesem dritten Absätze die Einschaltung 
bezüglich der Einwendung der V erjährung beanständet 
worden. —- D aß sich dieselbe nicht au f die Vergangenheit 
beziehe, liegt wohl schon ausdrücklich in den SBorten: 
„m it  Berücksichtigung der au f dieser G rundlage erworbe

nen Rechte dritter Personen". A lle in  fü r  ganz überflüs
sig möchte ich sie denn doch nicht halten, und zwar in  so 
w e it nicht, als gerade das l. f. Reservat auch in  dieser 
Richtung ausgedehnt werden w i l l ,  daß daö Aerar das 
E i g e n t h u m  dieser W älder anspricht, wornach Niemand 
berechtiget w äre , bezüglich solcher W älder irgend welche 
Rechte zu erwerben, eö wäre denn, er sei vom h. Aerar 
damit belehnt worden. Inso w e it nun hier in  der E in 
wendung der V erjährung ein B ew eism itte l zur Durch
setzung von Rechten zugestanden w ird , scheint es allerd ings 
wünschenSwerth, auch dieses Bew eism itte l gelten zu lassen, 
nachdem sonst die Parte ien genöthiget sind, durch U r
kunden und andere weitwendige Erörterungen erst den 
B ew eis dcS Eigenthums durchzuführen, welchen sie sonst 
a u f G rund des Besitzes und der Ersitzung m it weit we
niger Schwierigkeiten zu führen in  der Lage wären.

Ich  wende mich noch gegen den W unsch, der von 
Seite des H e rrn  Abg. B rolich rücksichtlich der Frage der 
Sequestration geäußert'wurde. Ich  glaube in  erster Linie 
bemerken zu müssen, daß die Sequestration eine politische 
Maßnahme sei,- die m it dem Rcservatrechte überhaupt in 
keinem u r s ä c h l i c h e n  Zusammenhange steht. kAbq. D r .  
T om an : R ich tig !)

E s  waren Besitzstreitigkeiten, gegenseitig bestrittene 
E igenthum s - Verhältnisse, m it Einem W o rt ein kleiner 
K rieg  im  S taa te  selbst, und die Regierung hatte vollkom
men recht, wenn sie bis zur Austragung dieser von so 
vielen Prätendenten und aus so verschiedenen T ite ln  an
gesprochenen Rechte ein P rov iso rium , d. i.  die Seque
stra tion , über diese W älder verhängte.

D ie  Zurückweisung der ganzen Anträge des A u s 
schusses an denselben, um auch diese Frage, oder den 
A n trag  des H e rrn  Abg. B ro lich bezüglich der Aufhebung 
der Sequestration (Abg. B ro lic h : des Rescrvatrechtes!) 
damit in  Verbindung zu setzen, finde ich eben deßhalb 
nicht am P latze, w e il diese Frage ganz eine andere 
Richtung h a t; übrigens w ird  der Ausschuß dieselbe in 
Berathung ziehen und w ird , wenn es anders thunlich, 
sie noch im  Laufe dieser Session zur Sprache bringen.

Ich  glaube, cs ist so vie l Ze it aufgewendet worden, 
UM diesen Gegenstand zu beleuchten , oder ich möchte bei
nahe sagen, zu verw irren (Heiterkeit.), daß ich mich füg
lich jeder weitern Auseinandersetzung enthalten kann. 
(Heiterkeit, B e ifa ll.)

P r ä s i d e n t :  D ie  Debatte ist . . .
Abg. B r o l i c h :  Ic h  möchte nu r noch zu einer

factischen B e rich tig u n g ...............(W iederholte R u fe : Schluß
und Heiterkeit.)

P r ä s i d e n t :  D ie  Debatte ist geschlossen. E s  ist 
hier der A n tra g  2 des Ausschusses verhandelt worden, 
in  diese Verhandlung zugleich aber auch der A n trag  3 
hineingezogen worden. Ic h  muß mich jedoch strenge an 
die Geschäftsordnung halten, und hier rein n u r au f der 
Beschlußfassung des Punkt 2 des Antrages beharren. 
Rücksichtlich des zweiten Antrages des Ausschusses ist 
nu r ein ablehnender A n tra g  da, nämlich jener des H e rrn  
Abg. Deschmann, welcher zwar positiv la u te t: nämlich 
den P unkt 2 des Ausschußantrages zn streichen; er in - 
v o lv ir t  aber eine Negation, welcher kein Gegenstand ei
ner Abstimmung sein kann. B e i dieser Veranlassung ist 
m ir vom H e rrn  Abg. B ro lich , auch ein A n trag  überreicht 
worden, welcher jedoch, da er, so wie er m ir hier vo r
liegt, sich ausdrücklich au f den P unkt 3 des Ausschuß- 
Antrages bezieht, hier nicht zur Abstimmung und B e 
schlußfassung gelangen kann; damit sich aber das hohe 
H a us  überzeugt, daß das wirklich der F a ll ist, w i l l  ich



ih n  vorlesen  u n d  zrl gleicher Z e it  auch, w enngleich  gegen 
die G e sc h ä f tso rd n u n g , ab er u m  die S a c h e  a b z u th u n , zur 
U n te rs tü tzu n g sfrag e  b rin g e n . D iese r A n tra g  la u te t :  „ D e r  
hohe L an d tag  w olle b esch ließen : M e in  in  der S i tz u n g  
vom  2 3 . d. M .  dem in  der 7 . S i tz u n g  vom  J a h r e  1 8 6 1  
bestellten Ausschüsse zu r V o rb e ra th u n g  zugew iesener A n 
tra g , sei v on  dem Ausschüsse m it seinem  A n tra g e  s u b  
A r t .  3 in  V e re in b a ru n g  zu b r in g e n , u n d  der geehrte 
A usschuß  d aher zu b e a u f tra g e n , zu diesem E n d e  den 
A r t. 3 n och m als in  B e ra th u n g  zu ziehen".

D iese r A n tra g  b e trifft also o ffenb ar den erst zur 
B e ra th u n g  u n d  B eschlußfassung kom m enden P u n k t  3  des 
A u ssc h u ß a n tra g e s , ich stelle ab er, um  nicht eine doppelte 
Lesung zu v eran lassen , jetzt die U n te rs tü tzu n g sfrag e . J e n e  
H e r r e n ,  welche diesen A n tra g  unterstü tzen  w o llen , bitte 
ich , sich zu erheben. ( E s  erhebt sich N iem an d .)  E r  ist 
abgelehn t. —  W ir  schreiten n u n  zu r A bstim m ung  ü ber den 
P u n k t  2  des A n tra g e s  des A usschusses. E r  la u te t :  
„ E s  sei d a s  hohe M in is te r iu m  zu ersuchen , bei S e in e r  
k. k. M a je s tä t  jene B eg ü n stig u n g en  hinsichtlich der in  ä r a r i 
schen oder in  ä rarischer V e rw a ltu n g  stehenden W a ld u n g e n  
vorkom m enden S e r v i tu te n  auch fü r  K ra m  zu b e fü rw o rte n , 
welche dem S a lzk am m erg u te  in  O esterreich  zugestanden 
w u rd e n " . J e n e  H e r r e n ,  welche m it diesem A u ssch u ß an - 
tra g e  einverstand en  sind, b itte  ich, sich gefälligst zu erheben. 
(G eschieh t.) E s  ist o ffenbar die M a jo r i tä t .

W ir  gehen n u n  zu r D e b a tte  des P u n k te s  3  des 
A u s s c h u ß a n tr a g e s , w elcher zw a r theilw eise e r ö r te r t , 
w o rü b e r ab er die D e b a tte  noch nicht geschlossen w o rd en  ist.

D iese r A n tra g  l a u te t : 3 . „ E s  sei d a s  hohe M i 
n iste riu m  zu ersuchen, im  v erfassu n g sm ä ß ig e n  W eg e  ein 
Gesetz iirs  Leben zu ru fe n , w o rnach  d a s  landesfü rstliche 
R e s e rv a t-  u nd  H o h e its rec h t a u f  H o c h - u n d  S c h w a rz -  
w ä ld e r  in  K ra in  m it B erücksichtigung der a u f  dieser 
G ru n d la g e  e rw o rbenen  R echte d ritte r  P e rs o n e n  au fgeh o 
ben  oder w en ig sten s  die E in w e n d u n g  der V e r jä h ru n g  
fü r  zulässig e rk lärt w e rd e " . W ün sch t J e m a n d  der H e rre n  
d ieß fa lls  noch d a s  W o r t ?

A bg. K r o m  e r :  I c h  b itte  u m  d a s  W o r t .
D ie  G em eind en  deö B ezirkes K ro n a u  in  O b e rk ra in  

haben  die beiderse its der W u rz n e r  S a v e  gelegenen W a l 
d u n g en  seit undenklichen Z e ite n  a l s  ih r aussch ließliches 
E ig en th u m  besessen u n d  genossen. E rs t in  den J a h r e n  
1 8 4 0  b is  1 8 5 0  h a t d a s  hohe M o n t a n - A e r a r  an g efan g en  
seine R eservatrech te  a u f  diese W a ltu n g e n  geltend zu m a 
chen. D a m a ls  n u n  en tsp a n n  sich die F ra g e , w e r a l s  
K lä g e r  au fzu tre ten  habe, lind diese F ra g e  w u rd e  in  a llen  
In s ta n z e n  v e n til ir t. D e r  oberste G e ric h tsh o f h a t in  letz
te r  I n s ta n z  e rk a n n t, die G em eind en  seien im  Besitze 
der W a ld u n g e n  und  es müsse d a s  l. f. R eservatrech t erst 
a u s g e tra g e n  w erden .

D a m a ls  also h a t  m a n  die Besitzrcchte der G e m e in 
den ausdrücklich a n e rk a n n t , u n d  h a t daher d a s  M o n ta n -  
A e ra r  a u f  den R ec h tsw eg  gew iesen. E s  ist demnach kein 
Z w eife l, daß  es noch in  F ra g e  steh t, welche W a ld u n g e n  
im  Bezirke K ro n a u  m it dem R ese rv a te  belastet sind 
( R u fe :  R ic h t ig ! ) ,  w elchen E in f lu ß  d a s  R ese rv a ts rc ch t 
a u f  die P r iv a tre c h te  habe u n d  a u f  welche G ren zen  bei 
jeder W a ld u n g  insbesondere dasselbe a u sg e d e h n t w erden 
könne. ( R u fe :  R ic h tig !)  W e n n  also dieß A lle s  in  F ra g e  
steht, so g laube ich , sei die S ch lu ß b em e rk u n g  des P u n k 
te s  3 ,  daß w en ig sten s  die E in w e n d u n g  der V e r jä h ru n g  
zulässig sei, n icht ganz u n g eg rü n d e t. D e n n  h a t m a n  
den G em eind en  d a s  R echt a n e rk a n n t , gedachte W a ld u n 
gen zu besitzen, so m uß auch die E rsitzung  derselben P la tz  
g re ifen  können. W a s  sich nicht ersitzen lä ß t ,  d a s  lä ß t

sich auch nicht besitzen. W ä re n  also diese W a ld u n g e n  
d e ra r t ,  daß  sie g a r  nicht ersessen w erd en  könnten , so h ä tte  
m an  alich den Besitz nicht anerkenn en  d ü rfen . D e n n  
a u f  eigentliche R e g a lie n , a u f  eigentliche H o h e itsrech te  
gibt eS fü r  den P r iv a te n  auch g a r  keinen Besitz. A lle in  
eben d e ß h a lb , w eil m a n  den Besitz der G em eind en  ge
richtlich a n e rk a n n t, u n d  alle  an d ere n  angeblich B erec h tig 
ten gegen dieselben a u f  den R ech tsw eg  gewiesen h a t ,  
h ä tte n  auch die politischen B eh ö rd en  den Besitz der 
G em eind en  re sp ec tiren , u n d  sie in  diesem Besitze u n d  
G enusse n icht verkürzen sollen. E s  w a r  d aher nicht in  
d e rO rd n u n g , daß  die politischen B eh ö rd en  diesen an erk a n n ten  
Besitz der G em eind en  ganz ig n o r ir t ,  ü b er die W a ld u n g e n  die 
S e q u e s tra tio n  v e rh ä n g t u n d  den G em eind en  zugleich alle 
Besitz - u n d  G en uß rech te  entzogen haben .

W e n n  d aher der H e r r  V o rre d n e r v. S t r a h l  be
h au p te t, die S e q u e s tra t io n  sei ganz in  der O rd n u n g  ge
w esen, so sage ich, diese politische S e q u e s tra tio n  sei eine 
rech tsw id rig e  M a ß re g e l  gewesen ( B r a v o ,  B ra v o ! ) ,  
m an  h ä tte  die Besitz - R echte der G em eind en  respectiren  
sollen.

P r ä s i d e n t :  W ü n sch t noch J e m a n d  der H e r re n  
d as  W o r t?

A b g . D r .  T o m a n :  I c h  w erde den A n tra g , den 
ich zum  P u n k te  3 des A u ssc h u ß a n tra g e s  gestellt habe, 
zurückziehen, u n d  w ill n u r  a u f  die M o tiv e , w a ru m  ich ih n  
zurückziehe, eingehen.

E s  b e ir rt n ic h t, ob dieser eingeschaltete S a tz  stehen 
bleib t: „oder w en igstens die E in w e n d u n g  der V e r jä h ru n g  fü r  
zulässig erk lärt w erd e" ; w ird , ich h ä tte  gew ünscht, daß diese 
A lte rn a tiv e  a u s  dem G ru n d e  dabei gestanden w ä re , d am it die 
A ufheb un g  des l. f. R eserv a trech tes  te n tir t  u n d  g e w ä h rt 
w ird  u n d  nicht die A l te r n a t iv e ,  u n d  d an n  möchte ich auch, 
um  nicht den G la u b e n  zu e rreg en , a l s  w o llte  ich die 
E in w e n d u n g  der V e r jä h ru n g  fü r  die Z u k u n ft ausgeschie
den h ab en  w o llen , diese P o s itio n , w ie sie b e a n trg t w o rd en  
is t ,  stehen lassen.

W a s  die R ede des H e r rn  V o rre d n e rs  K ro m er a n 
b e la n g t, so möchte ich w o h l auch zugeben , daß es rich tig  
is t, daß  im  Bezirke K ro n a u  erst zu e rw äg en  is t , wo 
R eservatS rcch te  bestehen. E s  steht dieß ganz im  E in 
klänge m it m einer frü h e rn  B e tra c h tu n g  ü b er d a s  R eser
v a t, w eil nach dem H o fk an z le i-D ec re te  vom  J a h r e  1 8 0 4  
vorzüglich b e ton t is t, daß die v e r l i e h e n e n  P lä tz e ,  die 
e r t h e i l t e n  B e l e h n u n g e n  aufrech t v e rb le ib en , und  
daß gegen diese R e s e rv a t-W a ld u n g e n  keine V e rjä h ru n g  
P la tz  zu g re ifen  habe. E s  ist also zu erw eisen , ob i r 
gendw o solche B e le h n u n g e n  oder V erle ih u n g e n  P la tz  ge
g riffen  h aben . D a r in  stim m e ich m it ihm  ganz ü b e re in ,  
n u r  kann  ich ihm  m it dem jurid ischen S a tz e :  „ W e r  nicht 
ersitzen kann , kann  auch n icht besitzen" n i c h t  R echt geben; 
denn  der Besitz ist ein  factischer Z u s ta n d , w äh ren d  die 
E rsitzung  einen  T ite l  fü r  sich h a b e n , oder eine bestimmte 
B e s itz -Z e it  fü r  sich in  A nspruch nehm en muß. W a s  
n u n  die S e q u e s tra tio n  a n b e tr iff t , so gebe ich zu , d a ß , 
w en n  dieser a u s  dem T ite l  e in er V e re in b a ru n g  m it dem 
A nsprüche deS R e se rv a te s  geschehen w ä r e ,  eine unzweck
m äßige M a ß re g e l  sein w ü rd e , so w ie sie auch politisch 
nicht b eg rü n d e t w ä re  d o r t ,  w o einzelne In sasse n  der 
G em eind e  ü b e r den Besitz der W ä ld e r  nicht S t r e i t  ge
fü h rt h a b e n , und  in  diesem S in n e  habe ich bei den be
züglichen V e rh a n d lu n g e n  fü r  die G em einde Lengenfeld 
selbst gestritten  u n d  geltend gemacht, daß  diese W ä ld e r  
nicht h ä tte n  sequestrirt w e rd e n . so lle n , am  allerw enigsten  
aber die W eißenfelse r W a ld u n g e n , w eil diese n ie  zu r 
H errschaft W ciß e n fe ls  g eh ö rten , sondern  m eistentheils im



unbestrittenen Besitz der G em einden w aren . I n  den 
meisten Theilen dieser W ä ld e r , welche sich über 1 0 .000  
Joch erstrecken, w a r  kein G ru n d  vorhanden , den G e
meinden die Forstaufstcht zu entziehen und den politischen 
V erw a ltu n g so rg an en  zu übergeben.

W enn  ich n u n  die P ositio n  bezüglich der E in w en 
dung der V erjäh rung  fü r zulässig erkläre, und meinen 
bezüglichen A n trag  zurückziehe, so geschieht es a u s  dem 
G ru n d e , weil ich g laube, daß die S ty lis tru n g  immerhin 
auch dahin geht, d aß , w enn auch die E inw endung der 
V erjäh ru ng  zulässig erklärt w ird , immer die früher ge
machte Bestim m ung „m it Berücksichtigung der au f der 
G ru n d lag e  des R eservates erw orbenen Rechte dritter 
P ersonen" auch dießbezüglich gilt, daher ich mich recorri- 
gire und meinen A n trag  fallen lasse.

P r ä s i d e n t :  I n  Folge der kleinen A b irru n g , 
welche die D ebatte  beim P u n k t 2  genommen h a t, halte 
ich mich für verpflichtet, den A bän d eru n g san trag  des 
H e rrn  Abgeordneten Deschmann dem h. H ause in  E r in 
nerung zu b rin gen , welcher n u n  hier bei "der B era thung  
des A usschußantrages am  gehörigen O rte  ist. D ieser 
A ntrag  lau te t:

„ E s  sei das h. M inisterium  zu ersuchen, daß d as  
M o n ta n -A e ra r m it seinen a u f die W aldungen  O berkrains 
im Rechtswege und bei der S e rv itu te n  - Ablösung unter 
dem T ite l eines l. f. R eservates gestellten Ansprüchen ab
trete und solche zurückziehe".

Ic h  habe m ir d as  h. H a u s  a u f diesen A ntrag  au f
merksam zu machen e rlau b t, w eil ich denselben a ls  einen 
A bänderungsan trag  nach §. 39  der Geschäftsordnung zu
erst zur Abstimmung bringen werde, und weil dann, w enn 
dieser A ntrag  angenommen würde, natürlich der Ausschuß
an trag  fällt.

W ünscht Jem and  von den H erren  das W o rt?
Abg. D e s c h m a n n :  Ich  bitte, H e rr  Vorsitzender, 

um  das W o rt. Ich  g laube, daß mein A ntrag  nicht ein 
A bänderungsan trag  ist, indem ich ausdrücklich erklärt habe, 
daß ich gegen die P osition  3 des A usschußantrages im 
G runde n u r das einzuwenden h ä tte , daß sie m ir in ein
zelnen Punk ten  überflüssig zu sein schien, daß ich jedoch 
im G anzen derselben beistimme. Ic h  w ürde daher meinen 
A ntrag  keineswegs a ls  einen A bänderungöantrag  des 3. 
P u n k te s  des A usschußantrages angesehen wissen wollen, 
und erlaube m ir n u r zu ersuchen, denselben a ls  einen für 
sich bestehenden A n tra g , welcher a ls  P u n k t 4  zu gelten 
hätte, zur Abstimmung zu bringen.

P r ä s i d e n t : Ich  erlaube m ir n u r d as  h. H a u s  auf
merksam zu machen, daß der P u n k t 3 des Ausschußan
trag es un ter der V oraussetzung, daß auch der A ntrag  des 
H errn  Abg. Deschmanu angenomm en w ürde , jedenfalls 
einer Redaction durch den Ausschuß bedürfen wird, indem 
sonst der I n h a l t  nicht zusammenstimmen würde.

Abg. D e s c h m a n u :  D ieser M einung  bin ich auch.
P r ä s i d e n t :  Ich  habe deßwegen, weil ich beide 

A nträge vor Augen h abe , w a s  bei den einzelnen M it 
gliedern nicht der F a ll  ist . . .

Abg. D r . T o m a n :  Ich  b itte , H e rr  P rä s id e n t, 
der H e rr Abg. Deschmanu hat keineswegs un ter dieser 
V oraussetzung d as  Amendement gestellt, sondern hat a u s 
drücklich erk lärt, daß er statt der Punkte 2  und 3 sein 
Amendement substituire.

Abg. D e s c h m a n u :  Ich  b itte , im Gegentheile
habe ich ausdrücklich bemerkt, daß ich gegen den P un k t 2 
stimme, und n u r die Bedenken angeführt, welche ich gegen 
P u n k t 3 h ä tte , jedoch ausdrücklich gesagt, daß ich für 
P u n k t 3 stimmen würde.

P r ä s i d e n t :  E s  w ird fü r die Abstimmung von 
großer Wichtigkeit sein , daß d as  h. H a u s  jetzt schon den 
I n h a l t  beider P os itio nen , welche zur Abstiminung kom
men, kenne. D e r  A usschußantrag l a u te t : (Licöt den
selben.)

D e r A ntrag  dcö H errn  A bg. Deschmann lau te t: 
(L iest denselben.) A u s  diesem geht hervor, daß in beiden 
A nträgen  au f eine Verzichtleistung hingedeutet ist, welche 
von S e ite  des A era rs  ausgehen soll, daß m an also diese 
beiden Positionen a ls  Punk te  3 und 4  gleichzeitig nicht an 
nehmen kann; cs stellt sich daher der A ntrag  des H errn  
A bg. Deschmann offenbar a ls  ein A bänderungsan trag  dar, 
ich werde jedoch dicßfalls die Schlnßfassung des h. H a u 
ses einholen.

Abg. D e s c h m a n n :  Ich  muß n u r noch Folgendes 
dem h. H anse zur E rw ägung  vorbringen.

I n i  Ä usschußantrage heißt e s , daß eilt eigenes 
Reichsgesetz erlassen werden m öge, w ährend es hingegen 
in  meinem A ntrage heiß t, das M inisterium  möge das 
M o n ta n -A e ra r  beauftragen, von seinen Ansprüchen abzu
stehen. N un  dürfte sich vielleicht d as  M inisterium  bewo
gen fühlen, bevor es ein derartiges Gesetz dem Rcichs- 
ra the  vorlegt, sogleich dem Wunsche des hohen H auseS 
nachzukommen, indem dieses R eservatsrecht, wie schon zu 
wiederholten M alen  erw ähnt worden is t, fü r d as  A erar 
am Ende gleichgiltig ist, und keine R ente abw irft. M e in  
A ntrag  ist daher sehr wohl vereinbar m it dem A ntrage 
des Ausschusses, indem er s o g l e i c h  zu einer V erfügung 
führen könnte. S o llte  jedoch das M inisterium  den andern 
W eg einschlagen, und sich entschließen zur E rw irkung eines 
Reichsgesetzes die w eitern S chritte  zu thun , so w ürde dem 
A usschußantrage G enüge geleistet. Ich  bemerke n u r ,  
daß mein A ntrag  sehr w ohl neben dem des Ausschusses 
angenommen werden kann, daß er gegen den letztem nicht 
verstößt, und daß eine entsprechendere S ty lis tru n g , vielleicht 
sogar die B eifügung desselben zum A usschußantrage durch 
den löbl. Ausschuß besorgt werden könnte.

P r ä s i d e n t :  Ich  werde die M einung  des h. H a u 
ses später einholen. W ünscht noch Jem and  das W o rt zu 
P un k t 3 des A usschußan trages? ( E s  meldet sich N ie
m and.) W enn nicht, so bitte ich den H e rrn  B erichter
statter, fa lls  er noch zu sprechen wünscht, ' d a s  W o rt zu 
ergreifen.

Berichterstatter v. S t r a h l :  Ich  finde meinerseits 
nichts anderes beizufügen, a ls , daß ich glaube, die F rage 
ob die S equestration  von der politischen Behörde rechtskräftig 
verhängt se i , falle weder in  die Competcnz eines C om i
te s , noch in jene des Landtages.

P r ä s i d e n t :  Nachdem ich beide A n trä g e , welche 
vorliegen, nämlich den des Ausschusses und jenen des H errn  
Abg. Deschmann dem h. H ause bekannt gegeben habe, 
stelle ich an das h. H a n s  die F ra g e , ob der A ntrag  des 
H errn  Abg. Deschmann a ls  ein A bänderungsantrag  zu
erst zur Abstimmung zu kommen habe, oder ob zuerst über 
den A usschußantrag abgestimmt werden w olle?  M eine 
M einung  ist, daß der A n trag  des H errn  Abg. Deschmann 
ein A bänderungsan trag  sei, und sich wenigstens in der 
S te llu n g  und in den W orten  lau tend , wie er hier vor
lieg t, m it dem A ntrage des Ausschusses su b  P u n k t 
3 nicht vereinigen lasse. Ic h  stelle jedoch an  das h. 
H a u s  die F rage, ob cs genehm ist, daß ich den A n
trag  des H errn  Abg. Deschmann zuerst, und zw ar a ls  
A bänderungsantrag  zur Abstimmung bringe. Je n e  H erren , 
welche diese M einu n g  theilen, bitte ich, sich zu erheben. 
(Geschieht.) M ein  A ntrag  ist abgelehnt. Diesem gemäß



bringe ich zuerst den A ntrag  des Ausschusses P u n k t 3 
zur Abstimmung.

Ich  habe bereits denselben mehrere M a le  gele
sen, und er liegt allen H erren  vor. Je n e  H e rre n , 
welche m it dem Änsschnßantrage su b  P un k t 3 einverstan
den sind, bitte ich, sich gefälligst zu erheben. (Geschieht.) 
E r  ist einstimmig angenommen —  und nun  bin ich bc- 
müssiget, auch den A ntrag  des H errn  A bg. Deschmann, 
welchen er a ls  einen Zusatzantrag erklärt, zur Abstimmung 
zu bringen, derselbe la u te t: (L iest denselben.) Jen e  H erren , 
welche diesem A ntrage ihre Zustim m ung geben w ollen , 
bitte ich, sich gefälligst zu erheben. (Geschieht.) E s  ist 
die M in o r itä t (U n ru h e .), ich b itte , sollte der mindeste 
Zw eifel vorhanden sein, so werde ich die Abstimmung 
wiederholen. (Nach neuerlicher Z äh lun g .) E s  haben sich 
13 von den H erren  erhoben, und es sind 28  gegenw ärtig, 
der A ntrag  ist folglich abgelehnt.

Abg. D  e s ch nt a n n : Ich  werde doch bitten, zur 
C onstatirung der Abstimmung die G egenprobe vorzu
nehmen.

P r ä s i d e n t :  Ich  bitte also jene H e rre n , welche 
gegen diesen A ntrag  sind, sich gefälligst zu erheben. (G e 
schieht.) E s  sind 16 S tim m e n , folglich ist I h r  A ntrag  
abgelehnt.

E s  w äre somit dieser Gegenstand abgethan und ich 
bin nicht in der Lage zur dritten Lesung zu schreiten, an s  
der Ursache, w eil der verehrte Ausschuß den P u n k t 1 des 
A ntrages erst redigiren w ird. D a  von mehreren S e iten  
deS h. H auses der Wunsch geäußert worden ist, die 
S itzung zu schließen, so werde ich diesem Wunsche nachge
ben. D ie  nächste S itzung findet m orgen V orm ittags  statt. 
A ls  Gegenstände der T ageso rdnung  bestimme ich:

1. D en  V ortrag  in B etreff des H e e re s -E rg ä n 
zungs-Gesetzes.

2. D e r V ortrag  deS LandeSansschnsseS wegen der 
zu bewilligenden G nadengabe. (H eiterkeit, R u fe : erst 
v ie rm a l!)

3. V ortrag  des Ausschußberichtes wegen Aufhebung 
des K irchenpatronats.

4. V o rtrag  des PctitionsausschusseS über bereits 
mehrere erledigte P etitionen . Ich  habe dann später dem h. 
H ause noch e tw as bekannt zu geben, frage aber jetzt, wird 
e tw as gegen diese T ag eso rd n u ng  eingew endet?

Abg. D r . T o m a n :  Ich  b itte , H e rr P räsident,
w ir haben n u r noch zwei S itz iing stag e , w a s  ist denn mit 
dem P rä l im in a re ?

P r ä s i d e n t :  D arü b e r werde ich sogleich sprechen. 
D em  hohen H ause w ird bekannt gegeben, daß der Bericht 
des F inanz-A usschusses über die Voranschläge des stän
dischen, des Kranken-, des I r r e n - ,  des G ebär-, des F in - 
delhauö- und des Landes-Fondes sich noch in der Druckerei 
befinde, und heute Nachm ittag den verehrten M itg liedern  in 
die W ohnungen zugesendet werden wirb. Nach der Geschäfts
ordnung und der Wichtigkeit dieses Gegenstandes ist es 
klar, daß wenn die H erren  den Bericht heute bekommen, 
derselbe erst D instag  an  die T ageso rdnung  kommen kann. 
(R u fe : das ist zu spät!)

A bg. K r o m  e r :  Ich  bitte um  das W o rt!  D e r 
Bericht wegen entgeltlicher Ablösung des P atron atsrech tes 
ist erst heute zum Lithographiren übergeben, daher den 
H erren  M itgliedern noch nicht m itgetheilt worden. Ich  
bitte daher die hohe Versam m lung zu befragen, ob sie

e inw illige , daß ohne vorläufige M ittheilung  dieses A u s- 
schnßbcrichtes in die D ebatte  eingegangen werde.

P r ä s i d e n t :  H ie rau f erlaube ich m ir Folgendes
zu bemerken: Ich  habe diese V orlage au f die morgige 
T agesordnung  gestellt, weil m ir der verehrte H e rr  Äbg. 
Kromer bereits gestern das A nsinnen gestellt h a t, sogar 
schoit au f die heutige T ageso rdnung  die V orlage zu stellen. 
Ich  habe demnach geg laub t, daß dieselbe bereits zur V er- 
theilung gelangt sei. Ich  stelle aber dennoch dem Wunsche 
des H errn  Abg. K rom er entsprechend die A nfrage , ob 
das h. H a u s  einverstanden s e i , d a ß , ungeachtet der 
Bericht des Ausschusses erst heute vertheilt worden i s t . . .  
(R u fe : E r  ist aber nicht vertheilt w orden!) D a n n  n a 
türlich streiche ich ihn von der morgigen T agesordnung . 
(R u fe : w arum  denn?) W ird  über die T agesordnung  
noch e tw as bemerkt?

Abg. D r . S u p p  a n :  Ic h  w ürde beantragen, daß 
dessenungeachtet bei der Kürze der Zeit dieser A ntrag  
auf die T agesordnung  gestellt würde, und daß ebenso das 
P rä lim inare , w enn auch der B ericht erst heute N achm ittag 
vertheilt w ird , m orgen bereits an  die T agesordnung  
komme.

P r ä s i d e n t :  Ich  habe hier darüber ein ununter- 
schriebeneö p ro  m em o ria  erhalten, und kann daher nicht 
sagen, w ann  und zu welcher Z eit die H erren  den Bericht 
mit Bestim m theit bekommen w erden ; auch glaube ich, daß 
der Gegenstand so wichtig is t, daß ihn die H erren  wohl 
früher durchzugehen wünschen werden.

(A bg. Ambrosch meldet sich zum W orte .)
Abg. D r . T o m a n :  Ich  g laube, daß diese T a 

gesordnung fü r morgen in Anbetracht des Umstandes alö 
w ir noch so V ieles zu erledigen haben , eine kaum genü
gende sein dürfte. Ic h  hätte in dieser Beziehung von 
S e in e r  Excellenz dem H e rrn  G rafen  A nton v. A uersperg  
e tw as zu m elden, welchen ich heute besucht habe, und 
welcher, w iew ohl noch leidend, dennoch bereit ist, vielleicht 
schon m orgen , w enn der Gegenstand hinsichtlich der 
S tcuerherabm indcrungs - P e titio n  an  die T ag eso rdnung  
kommen w ü rd e , seinen V o rtrag  zu halten. Vielleicht 
w urde der H e rr  Vorsitzende sich dadurch bestimmt fühlen, 
auch diesen Gegenstand schon m orgen au f die T ag eso rd 
nung zu stellen, damit wenigstens der D instag  fü r daö 
P rä lim in a re  frei bleibe.

P r ä s i d e n t :  D agegen  erlaube ich m ir n u r zu 
bemerken, daß ich w ährend der S itzung  eine schriftliche 
M itth e ilu n g  von S e in e r  Excellenz dem H errn  G rafen  
A uersperg  erhalten habe , w orin  er sagt, daß er die P e 
tition  wegen H erabm inderung der S te u e r  morgen vorzu
tragen  nicht im S ta n d e  ist.

Abg. D r . T o m a n :  D a s , w a s  ich gesagt habe, 
habe ich acts dem M u n de des H e rrn  G rafen  v. A uersperg 
vernommen. E r  selbst hat mich ersucht, dieß zu sagen, 
ich habe n u r  vergessen, früher hievon E rw ähnung  zu 
machen.

P r ä s i d e n t :  D a n n  will ich diesen Gegenstand 
auf die T ag eso rdnung  stellen, w enn der H err G ra f  dazu 
bereit ist; erscheint S e .  Excellenz nicht, so kann es noch 
immer von der T ag eso rd n u ng  gestrichen werden. Ich  
stelle also den A n trag  r e s p .  Bericht wegen H erabm inde
rung  der G rundsteuer au f die morgige T a g e so rd n u n g , 
natürlich n u r  eventuell.

Abg. A m b r o s c h :  W a s  die V ervielfältigung der 
Voranschläge betrifft, so beehre ich mich, dem hohen



H ause m itzutheilen, daß heute die V erv ielfä ltigung  der 
letzten B ogen derselben geschehen sei, und daß Aussicht 
vorhanden w a r ,  um  11 U hr die betreffenden Stücke an  
die verehrten H erren  Abgeordneten zu vertheilen ; ich habe 
auch bereits 8  B ogen davon hier. ES ha t sich aber 
ein Unglücksfall bei der Drucklegung ergeben, so daß ich 
die bezüglichen B ogen neu  verfassen mußte, und daher 
ergibt sich eine V erzögerung in  der V erv ie lfä ltig un g , die 
jedoch hoffentlich b is  3 U hr zu Ende geführt sein w ird . 
E s  w erden dann 12 B ogen  vorhanden sein, und ich werde 
die E hre haben , sie den H erren  in  daS H a u s  zu schicken. 
E s  kann daher dieser G egenstand D instag  gewiß an  die 
T ag eso rd n u ng  kommen. (R u fe : M o rg e n !)

P r ä s i d e n t :  W ir  haben für m orgen schon so 
v ie l, daß w ir meiner M e in u n g  nach dam it nicht fertig 
werden.

Abg. D r .  T  o m a n : H e rr  P räsid en t, w ir m ü  ff e n  
die Gegenstände noch erledigen. D aS  P rä lim in a re  w ird 
nicht in einer halben S tu n d e  abgethan w erden können. 
Ic h  bitte daher m orgen die S itzung  und V erhandlung  
soweit zu führen  a ls  es möglich ist, und w enn es nicht 
geht, fü r N achm ittag eine S itzu n g  anzuordnen.

P r ä s i d e n t :  D ie S itzung  ist geschlossen.

(Schluß der Sitzung 2 Uhr.)


